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Mit der Reform der Emissionshandelsricht-
linie (EHS-RL) im Rahmen des Fit for 55-Pa-
kets haben sich die Anforderungen an die 
Verwendung der Versteigerungserlöse aus 
dem europäischen Emissionshandelssys-
tem durch die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union bedeutsam verschärft. Bislang 
konnten die Mitgliedstaaten weitgehend 
frei darüber entscheiden, wie sie ihre Ein-
nahmen aus dem Emissionshandelssystem 
verwenden. Nach der Reform besteht nun-
mehr eine echte Zweckbindung hinsicht-
lich der Einnahmenverwendung. Neben 
dem bereits bestehenden Emissionshan-
delssystem für ortsfeste Anlagen (Emissi-
onshandelssystem 1) hat sich die Europäi-
sche Union zudem zur Schaffung eines 
neuen Emissionshandelssystems für den 
Gebäude- und Straßenverkehrssektor sowie 
für andere Sektoren (Emissionshandelssys-
tem 2) entschlossen. In diesem Zusammen-
hang wurde überdies die Einrichtung eines 
Klima-Sozialfonds für den Zeitraum 2026 
bis 2032 vereinbart. Dieses neue Instru-
ment soll vor allem der Abfederung der so-
zialen Folgen des neuen Emissionshandels-
systems 2 dienen. Die Verwendung der 
Klima-Sozialfonds-Gelder unterliegt eben-
falls strengen Vorgaben. 

Diese Würzburger Studie analysiert zum ei-
nen die neuen Vorgaben zur Verwendung 
der Finanzmittel aus dem Emissionshandel 
und dem Klima-Sozialfonds durch die Mit-
gliedstaaten. Darüber hinaus wird die 
Frage diskutiert, ob das in Deutschland viel 
diskutierte Klimageld perspektivisch aus 
diesen Einnahmen finanziert werden 
könnte. Bislang dreht sich die Klimageld-
Debatte zwar primär um die Verwendung 
der Einnahmen aus dem nationalen CO2-
Preissystem nach dem Brennstoffemissi-
onshandelsgesetz (BEHG). Hinsichtlich der 
Einführung des Emissionshandelssystems 2 
im Jahr 2027 bzw. 2028 und der noch offe-
nen Frage, wie es dann mit dem nationalen 
CO2-Preissystem weitergeht, ist die Frage 
der rechtlichen Zulässigkeit einer Finanzie-
rung des Klimageldes aus den Einnahmen 
des europäischen Emissionshandelssys-
tems oder aus den Mittelzuweisungen aus 
dem Klima-Sozialfonds aber bereits jetzt 
von hoher Relevanz.  

Mit Blick auf die mögliche Finanzierung ei-
nes nationalen Klimageldes aus den Ein-
nahmen des europäischen Emissionshan-
delssystems ist vor allem das Verhältnis der 
beiden Einnahmenverwendungszwecke in 
Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 EHS-RL  

„finanzielle Unterstützung, um soziale As-
pekte in Haushalten mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen anzugehen (…)“ 
(lit. ha)  

und 

„Finanzierung der nationalen Klimadividen-
densysteme mit nachgewiesenen positiven 
Umweltauswirkungen (…)“ (lit. hb) 

maßgeblich. 

Mit der letztgenannten Zweckvorgabe hat 
der EU-Gesetzgeber eine explizite Rege-
lung zur Finanzierung nationaler Klimadivi-
dendensysteme aus den Einnahmen des 
Emissionshandelssystems geschaffen. Aller-
dings dürften die derzeit in Deutschland im 
Zusammenhang mit den Einnahmen aus 
dem nationalen CO2-Preissystem diskutier-
ten Varianten eines Klimageldes (Pro-Kopf-
Pauschale sowie sozial gestaffeltes Klima-
geld) die dort geregelte Voraussetzung der 
nachweisbaren positiven Umweltauswir-
kungen nicht erfüllen. Ein Rückgriff auf den 
Verwendungszweck „finanzielle Unterstüt-
zung, um soziale Aspekte in Haushalten (…) 
anzugehen“ zur Rechtfertigung der Finan-
zierung eines Klimageldes aus den Emissi-
onshandelseinnahmen ist jedoch nicht un-
problematisch. Der europäische Gesetzge-
ber hat nämlich für die Finanzierung eines 
„Klimadividendensystems“ eine speziellere 
Regelung geschaffen, deren Voraussetzun-
gen nicht umgangen werden dürfen. 
Nimmt man dagegen an, dass die beiden 
genannten Zweckvorgaben nicht in einem 
solchen Spezialitätsverhältnis zueinander 
stehen, sondern unabhängig voneinander 
anwendbar sind, dann ließe sich ein Klima-
geld, das primär der sozialen Abfederung 
der CO2-Preisauswirkungen dient, unter 

Zusammenfassung 
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den Verwendungszweck „finanzielle Unter-
stützung von Haushalten“ fassen.  

Hier ist eine Klarstellung durch die Europäi-
sche Kommission wünschenswert, wie sie 
das Verhältnis der beiden Verwendungs-
zwecke zueinander bei der Prüfung der 
Verwendungsberichte über Einnahmen aus 
dem Emissionshandelssystem nach Art. 10 
Abs. 3 und Art. 30d Abs. 6 EHS-RL bewertet. 
Die letztverbindliche Auslegung dieser 
Richtlinienbestimmungen erfolgt jedoch 
stets durch den EuGH.  

Aus den Mittelzuweisungen des Klima-Sozi-
alfonds ließe sich zwar ab 2026 eine Art Kli-
mageld finanzieren. Jedoch sind die aktuell 
hinsichtlich des nationalen CO2-Preissys-
tems diskutierten Klimageldkonzepte mit 
den sehr restriktiven Voraussetzungen der 
Klima-Sozialfonds-Verordnung (KSF-VO) 
nicht kompatibel. Insbesondere dürfte ein 
solches Klimageld nach Art. 8 Abs. 2 KSF-
VO nur zeitlich befristet und nur an be-
nachteiligte Haushalte und Verkehrsnutze-
rinnen und -nutzer im Sinne der Klima-So-
zialfonds-Verordnung ausgezahlt werden 
und die Höhe der Zahlung müsste im Laufe 
der Zeit abnehmen.  

Kernergebnisse 

▶ Die reformierte Emissionshandelsricht-
linie enthält neue, strengere Vorgaben
zur Verwendung der Einnahmen aus
dem europäischen Emissionshandels-
system durch die Mitgliedstaaten. Es
besteht nunmehr eine echte Zweck-
bindung hinsichtlich der Verwendung
dieser Einnahmen.

▶ Die zulässigen Einnahmenverwen-
dungszwecke für das Emissionshan-
delssystem 1 sind in Art. 10 Abs. 3
UAbs. 1 EHS-RL festgelegt. Für das
neue, im Jahr 2027 bzw. 2028 einge-
führte Emissionshandelssystem 2 sind
sie in Art. 30d Abs. 6 UAbs. 1 EHS-RL ge-
regelt, der u. a. auf die Gesamtheit der
für das Emissionshandelssystem 1 nor-
mierten Zweckvorgaben verweist. Für
die Verwendung der Mittelzuweisun-
gen aus dem Klima-Sozialfonds sind
die in Art. 8 KSF-VO normierten Zwe-
cke zu beachten.

▶ Zur etwaigen Finanzierung eines Kli-
mageldes aus den Einnahmen des
Emissionshandelssystem 1 oder 2

kommen die Verwendungszwecke in 
Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 EHS-RL „finan-
zielle Unterstützung, um soziale As-
pekte in Haushalten mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen anzugehen“ 
(lit. ha) sowie „Finanzierung der natio-
nalen Klimadividendensysteme mit 
nachgewiesenen positiven Umweltaus-
wirkungen“ (lit. hb) in Betracht. 

▶ Die Voraussetzungen des Verwen-
dungszweckes „Finanzierung der nati-
onalen Klimadividendensysteme“
(lit. hb) liegen für die aktuell in
Deutschland im Zusammenhang mit
dem nationalen CO2-Preissystem dis-
kutierten Varianten eines Klimageldes
(Pro-Kopf-Pauschale; sozial gestaffeltes
Klimageld) mangels nachweisbarer po-
sitiver Umweltauswirkungen nicht vor.
Die diskutierten Klimageldkonzepte
könnten jedoch auch als Maßnahmen
zur „finanziellen Unterstützung, um so-
ziale Aspekte in Haushalten mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen anzu-
gehen“ (lit. ha) gefasst werden und so-
mit einer Finanzierung aus den Einnah-
men des Emissionshandelssystems 1
oder 2 zugänglich sein.

▶ Aus den zukünftigen Mittelzuweisun-
gen des Klima-Sozialfonds könnte
Deutschland zwar ein Klimageld finan-
zieren. Jedoch stellt Art. 8 Abs. 2 KSF-
VO strenge Anforderungen an eine sol-
che „direkte Einkommensbeihilfe“, mit
denen die aktuell diskutierten Klima-
geldkonzepte nicht im Einklang ste-
hen.

▶ Davon unbenommen besteht weiterhin
die Möglichkeit, ein Klimageld aus den
Einnahmen des nationalen CO2-Preis-
systems nach dem Brennstoffemissi-
onshandelsgesetz zu finanzieren.

▶ Mit Blick auf die unterschiedlichen An-
forderungen an die Einnahmenverwen-
dung im Emissionshandelssystem 1
und  2 und an die Mittelzuweisungen
aus dem Klima-Sozialfonds sind die
Mitgliedstaaten gut beraten, künftig
genau darzulegen, welche Maßnahmen
und Investitionen aus welchen Geldern
finanziert werden sollen.
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Die Europäische Kommission (EU-Kommis-
sion) hat am 14. Juli 2021 eine Reihe von Ge-
setzesvorschlägen veröffentlicht, die dazu 
beitragen sollen, die Emissionen der EU bis 
2030 um mindestens 55 Prozent gegen-
über 1990 zu senken (Fit for 55-Paket)1. Ein 
wesentlicher Bestandteil dieses Legislativ-
pakets sind die Reform des Europäischen 
Emissionshandelssystems und die Einrich-
tung eines Klima-Sozialfonds.  

Der EU-Emissionshandel ist das zentrale In-
strument der europäischen Klimapolitik. 
Seit seiner Einführung im Jahr 2005 zielt es 
darauf ab, die Treibhausgasemissionen von 
Kraftwerken, Industrieanlagen und seit 2012 
auch des innereuropäischen Luftverkehrs, 
zu begrenzen2. Im Rahmen der Reform des 
Emissionshandels wurde u. a. ein neues 
vom bereits bestehenden Emissionshan-
delssystem (Emissionshandelssystem 1) ge-
trenntes Emissionshandelssystem 2 für die 
Sektoren Straßenverkehr und Ge-
bäude(Emissionshandelssystem 2) einge-
führt3. 

Eine wesentliche Stärke des Emissionshan-
dels ist, dass es sich nicht nur um ein In-
strument zur Steuerung der Emissionsmin-
derung handelt, sondern gleichzeitig auch 
um einen Mechanismus zur Generierung 
erheblicher Einnahmen für die Europäische 
Union (EU) und deren Mitgliedstaaten. Die 
Höhe dieser Einnahmen hängt dabei ent-
scheidend vom CO2-Preis ab, der sich über 
ein „Cap-and-Trade“-System am Markt 

1 Mitteilung der Kommission, „Fit für 55": auf dem Weg 
zur Klimaneutralität – Umsetzung des EU-Klimaziels 
für 2030, COM(2021) 550 final vom 14.7.2021, S. 7 ff. 
2 Vgl. zur Funktionsweise des EU-ETS allgemein: 
Schneider, in: Schneider/Theobald, Recht der Energie-
wirtschaft, 5. Aufl. 2021, § 23. Energieumweltrecht, Rn. 8 
ff.; Zenke/Vollmer, in: Theobald/Kühling, Energierecht, 
120. EL März 2023, Umweltrecht/Klimarecht, 118. Emissi-
onshandel, Rn. 1 ff. 
3 Zu den Einzelheiten des neuen ETS II ausführlich: 
Pause/Nysten/Harder, Das neue EU-Emissionshandels-
system für Gebäude und Straßenverkehr und die Abfe-
derung von Belastungen durch den EU-Klima-Sozial-
fonds, EurUP 2023, S. 196 ff. 
4 Zur Funktionsweise von Cap-and-Trade-Systemen 
und konkret zum EU-Emissionshandel vgl. Faure/Pa-
rain, Environmental Law and Economics, 2019, S. 124 ff. 
5 https://www.eex.com/en/market-data/environmen-
tals/eu-ets-auctions (Stand: 18.12.2023); der durch-
schnittliche Preis der Emissionsberechtigungen im 

bildet4 und der aktuell bei ca. 66 Euro pro 
Tonne CO2 liegt5.  

Seit die Mitgliedstaaten der EU im Jahre 
2012 mit der Versteigerung von Emissions-
zertifikaten im Emissionshandelssystem 1 
begonnen haben6, erzielen sie hieraus be-
deutende Erlöse. So wurden in Deutschland 
in 2023 Auktionserlöse in Höhe von rund 
7,7 Milliarden Euro erzielt7. 

Jahr 2022 lag bei 80,32 Euro, im Jahr 2021 bei 52,50 
Euro. 
6 Im Rahmen sog. Early Auctions versteigerten die Mit-
gliedstaaten bereits seit 2012 Emissionsberechtigun-
gen aus den Zuteilungsjahren 2013 und 2014, Website 
der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbun-
desamt, Europäischer Emissionshandel, Versteigerung, 
15.03.2023, https://www.dETSt.de/DE/Europaeischer-
Emissionshandel/Versteigerung/versteige-
rung_node.html - :~:text=Versteigerungsergebnisse seit 
2012,-Die Einnahmen aus&text=Um einen fließenden 
Übergang zwischen,(so genannte Early Auctions).  
7 Vgl. Pressemitteilung der Deutschen Emissionshan-
delsstelle im Umweltbundesamt vom 04.01.2024
https://www.dETSt.de/SharedDocs/
pressemitteilungen/DE/2024_001_jahresabschluss-
2023-euetsnehs.html.

A. Einleitung

https://www.eex.com/en/market-data/environmentals/eu-ets-auctions
https://www.eex.com/en/market-data/environmentals/eu-ets-auctions
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Versteigerung/versteigerung_node.html#:~:text=Versteigerungsergebnisse%20seit%202012,-Die%20Einnahmen%20aus&text=Um%20einen%20flie%C3%9Fenden%20%C3%9Cbergang%20zwischen,(so%20genannte%20Early%20Auctions).
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Versteigerung/versteigerung_node.html#:~:text=Versteigerungsergebnisse%20seit%202012,-Die%20Einnahmen%20aus&text=Um%20einen%20flie%C3%9Fenden%20%C3%9Cbergang%20zwischen,(so%20genannte%20Early%20Auctions).
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Versteigerung/versteigerung_node.html#:~:text=Versteigerungsergebnisse%20seit%202012,-Die%20Einnahmen%20aus&text=Um%20einen%20flie%C3%9Fenden%20%C3%9Cbergang%20zwischen,(so%20genannte%20Early%20Auctions).
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Versteigerung/versteigerung_node.html#:~:text=Versteigerungsergebnisse%20seit%202012,-Die%20Einnahmen%20aus&text=Um%20einen%20flie%C3%9Fenden%20%C3%9Cbergang%20zwischen,(so%20genannte%20Early%20Auctions).
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Versteigerung/versteigerung_node.html#:~:text=Versteigerungsergebnisse%20seit%202012,-Die%20Einnahmen%20aus&text=Um%20einen%20flie%C3%9Fenden%20%C3%9Cbergang%20zwischen,(so%20genannte%20Early%20Auctions).
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2022/2022_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2022/2022_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2022/2022_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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I. Zertifikate aus dem
Emissionshandelssystem 1

Allerdings ist nur eine Teilmenge der Zerti-
fikate aus dem Emissionshandelssystem 1 
und dem Emissionshandelssystem 2 zur 
Versteigerung durch die Mitgliedstaaten 
bestimmt. Wie auf Abbildung 1 erkennbar, 
werden Teile von der Gesamtmenge der 
Emissionshandel 1-Zertifikate einer anderen 
Verwendung zugeführt.  

Abbildung 1 (eigene Darstellung) 

So wird zunächst ein Teil in die so genannte 
Marktstabilitätsreserve eingestellt8. Ein an-
derer Teil der Zertifikate wird über die Euro-
päische Investitionsbank (EIB) für den Mo-
dernisierungsfonds9 und für den Innovati-
onsfonds10 versteigert. Ein weiterer Anteil 
der Zertifikate wird gegenwärtig bestimm-
ten Wirtschaftsteilnehmernvon den 

8 Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 2003/87/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 
über ein System für den Handel mit Treibhausgasemis-
sionszertifikaten in der Gemeinschaft, ABl. EU Nr. L 275 
v. 25.10.2003, zuletzt geändert durch Richtlinie
(EU) 2023/959 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 10. Mai 2023, ABl. EU Nr. L 130 v. 16.05.2023, 
S. 134 (EHS-RL) i.V.m. Art. 1 des Beschlusses
(EU) 2015/1814 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 6. Oktober 2015 über die Einrichtung und
Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das Sys-
tem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifi-
katen in der Union und zur Änderung der Richtli-
nie 2003/87/EG, zuletzt geändert durch Beschluss
(EU) 2023/852 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 19. April 2023, ABl. EU Nr. L 110 v. 25.04.2023, 
S. 21.
9 Art. 10 Abs. 1 UAbs. 3, Art. 10d EHS-RL. 
10 Art. 10a Abs. 8 EHS-RL. 
11 Vgl. Art. 10a, 10c EHS-RL; nähere Ausführungen zu den 
kostenlosen Zuteilungen für bestimmte, im internatio-
nalen Wettbewerb stehende Industriezweige in: Nys-
ten, Der EU-Grenzausgleichmechanismus als logische 
Folge des EU-Emissionshandels, KlimaRZ 2023, S. 95 ff. 
12 Art. 10a Abs. 8b EHS-RL, Art. 10 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2023/955 des Europäischen Parlaments und des 

Mitgliedstaaten kostenlos zugeteilt 11. Zu-
dem werden insgesamt 50 Mio. Zertifikate 
aus dem Emissionshandelssystem 1 für den 
neu eingerichteten Klima-Sozialfonds ver-
steigert12. Ferner wird eine bestimmte An-
zahl von Zertifikaten zur Versteigerung für 
die Aufbau- und Resilienzfazilität bereitge-
stellt13.  

Der verbleibende Anteil an Zertifikaten 
wird von den Mitgliedstaaten im Rahmen 
von Auktionen versteigert. Die Erlöse aus 
den Versteigerungen fließen den Mitglied-
staaten unmittelbar zu. Rechtliche Grund-
lage für diese Auktionen ist neben der be-
reits genannten Emissionshandelsrichtlinie 
die Versteigerungsverordnung14.  

Das entscheidende Kriterium für die von 
der EU an die jeweiligen Mitgliedstaaten 
zugewiesene Menge an Zertifikaten sind 
die historischen Emissionen im jeweiligen 
Mitgliedstaat15.  

II. Zertifikate aus dem
Emissionshandelssystem 2

Mit der Einführung des neuen Emissions-
handelssystems 2 für Gebäude und Stra-
ßenverkehr versteigern die Mitgliedstaaten 
ab dem Jahre 2027 zusätzliche Emissions-
zertifikate16. Die Versteigerungen dieser 
Zertifikate haben dabei getrennt von denen 

Rates vom 10. Mai 2023 zur Einrichtung eines Klima-So-
zialfonds, ABl. EU Nr. L 130 v. 16.05.2023 (KSF-VO). 
13 Art. 10e EHS-RL. 
14 Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der Kommission vom 
12. November 2010 über den zeitlichen und administra-
tiven Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung 
von Treibhausgasemissionszertifikaten gemäß der
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates über ein System für den Handel mit
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union, Abl. 
EU Nr. L 302 v. 18.11.2010, S. 1, zuletzt geändert durch De-
legierte Verordnung (EU) 2019/1868 der Kommission 
vom 28. August 2019, ABl. EU Nr. L 289 v. 08.11.2019, S. 9-
31.
15 Hierzu ausführlich: Harder/Scheuing, Finanzflüsse der 
CO2-Bepreisung – Die geplante Verwendung der Ein-
nahmen aus EU-Emissionshandel 1 und 2 durch die 
Mitgliedstaaten und im Rahmen des EU-Klima-Sozial-
fonds, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht 
Nr. 55 vom 12.12.2022, S. 4 f.; hierzu kritisch: Görlach/Ja-
kob/Umpfenbach/Kosch/Pahle/Konc/aus dem 
Moore/Brehm/Feindt/Pause/Nysten/Abrell, A Fair and 
Solidarity-based EU Emissions Trading System for Buil-
dings and Road Transport, Kopernikus-Projekt Ariadne, 
2022, S. 10, 16 und 24. 
16  Art. 30d Abs. 1 S. 1, Abs. 5 EHS-RL. 
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im Emissionshandelssystem 1 zu erfolgen17. 
Ebenso wie im Emissionshandelssystem 1 
erfolgt auch im Emissionshandelssystem 2 
die Verteilung der zur Versteigerung be-
stimmten Zertifikate zwischen den Mit-
gliedstaaten auf Grundlage ihrer histori-
schen Emissionen18.  

Erneut wird nicht die Gesamtmenge aller 
Emissionszertifikate aus dem Emissions-
handelssystem 2 von den Mitgliedstaaten 
mit der Folge der Einnahmengenerierung 
versteigert.  

Abbildung 2 (eigene Darstellung) 

Wie in Abbildung 2 zu sehen, werden min-
destens 150 Mio. Zertifikate bis zum Jahr 
2032 aus der Gesamtmenge des Emissions-
handelssystems 2 herausgenommen und 
zur finanziellen Ausstattung des Klima-So-
zialfonds versteigert19. Ferner werden auch 
hier Zertifikate in eine separate Marktstabi-
litätsreserve eingestellt20, wobei unklar ist, 
ob diese Zertifikate aus der nach Art. 30c 
EHS-RL berechneten Gesamtmenge her-
ausgenommen oder zusätzlich geschaffen 
werden. 

17 Art. 30d Abs. 1 S. 2 EHS-RL.  
18 Art. 30d Abs. 5 EHS-RL.  
19 Art. 30d Abs. 3 und 4 EHS-RL. 
20 Art. 30d Abs. 2 UAbs. 2 EHS-RL und Art. 1a Abs. 1 des 
Beschlusses (EU) 2015/1814 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 6. Oktober 2015 über die Ein-
richtung und Anwendung einer Marktstabilitätsreserve 
für das System für den Handel mit Treibhausgasemissi-
onszertifikaten in der Union, ABl. EU Nr. L 264 v. 
09.10.2015, S. 1, zuletzt geändert durch Richtlinie 
(EU) 2023/959 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 10. Mai 2023, ABl. EU Nr. L 130 v. 16.05.2023, 
S. 134. 
21 https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/fit-
for-55-social-climate-fund/. 

Mögliche Verschiebung des Emissionshan-
delssystems 2 

Für den Fall außergewöhnlich hoher Ener-
giepreise verschiebt sich der Beginn des 
Emissionshandelssystems 2 und somit auch 
der Versteigerungen in diesem System auf 
das Jahr 2028. Die entsprechenden Grenz-
werte legt die Emissionshandelsrichtlinie in 
Art. 30k fest. 

III. Schaffung des Klima-Sozialfonds
und Mittelzuweisungen an die
Mitgliedstaaten

Ferner wurde im Zusammenhang mit der 
Einführung des Emissionshandelssystems 2 
auch die Schaffung eines neuartigen Klima-
Sozialfonds beschlossen21. Dieser wurde zur 
Abfederung der Auswirkungen des Emissi-
onshandelssystems 2 auf benachteiligte 
Gruppen22 geschaffen und soll im Wesentli-
chen aus diesem Emissionshandelssystem 
selbst finanziert werden. Insgesamt soll die 
Finanzausstattung des Fonds für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2026 bis zum 31. De-
zember 2032 maximal 65 Mrd. Euro betra-
gen23. Um diese Finanzausstattung zu errei-
chen, werden insgesamt 50 Mio. Zertifikate 
aus dem Emissionshandelssystem 124 und 
mindestens 150 Mio. Zertifikate aus dem 
Emissionshandelssystem 225 für den Klima-
Sozialfonds versteigert. Aus dem Anhang II 
der Klima-Sozialfonds-Verordnung (KSF-
VO) lässt sich entnehmen, dass Deutsch-
land für den Zeitraum 2026-2032 eine maxi-
male Mittelzuweisung von ca. 5,3 Mrd. Euro 
aus dem Klima-Sozialfonds erhalten kann. 
Die Klima-Sozialfonds-Verordnung schreibt 

22 Gemeint sind hier benachteiligte Haushalte, Klein-
stunternehmen und Verkehrsnutzer im Sinne der 
Klima-Sozialfonds-Verordnung; vgl. zu den genauen 
Begriffsbestimmungen Art. 2 Nr. 10, 11 und 12 Klima-So-
zialfonds-Verordnung. 
23 Art. 10 Abs. 1 UAbs. 1 KSF-VO; Kommt es zu einer Auf-
schiebung des ETS II bis 2028 gem. Art. 30k EHS-RL, 
beträgt der für den Fonds bereitzustellende Höchstbe-
trag 54,6 Mrd. Euro, vgl. Art. 10 Abs. 1 UAbs. 3 KSF-VO. 
24 Art. 10 Abs. 1 UAbs. 1 KSF-VO i.V.m. Art. 10a Abs. 8b 
EHS-RL. 
25 Art. 10 Abs. 1 UAbs. 1 KSF-VO i.V.m. Art. 30d Abs. 3, 
Abs. 4 EHS-RL. 

https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/fit-for-55-social-climate-fund/
https://www.consilium.europa.eu/de/infographics/fit-for-55-social-climate-fund/
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im Detail vor, welches Verfahren die Mit-
gliedstaaten durchlaufen müssen, um die 
Auszahlung der Mittelzuweisung auch tat-
sächlich zu erreichen26.  

Die Mittelzuweisungen aus dem Klima-So-
zialfonds dienen der Finanzierung nationa-
ler Klima-Sozialpläne, in denen die Mit-
gliedstaaten detailliert darlegen, für welche 
Maßnahmen und Investitionen sie die Gel-
der aus dem Klima-Sozialfonds verwenden 
wollen. Zu beachten ist ferner, dass die 
Klima-Sozialpläne der Mitgliedstaaten nur 
zu maximal 75 Prozent aus dem Klima-Sozi-
alfonds finanziert werden können. Mindes-
tens 25 Prozent der geschätzten Gesamt-
kosten des Klima-Sozialplans muss der be-
treffende Mitgliedstaat selbst beisteuern27. 

Wie die Einnahmen aus dem Emissions-
handel und dem Klima-Sozialfonds verwen-
det werden, ist von hoher Relevanz, nicht 
zuletzt auch für die Akzeptanz der CO2-Be-
preisung in der Bevölkerung28. Im Rahmen 
der Novellierung der Emissionshandels-
richtlinie wurden die Vorgaben zur Einnah-
menverwendung im Emissionshandel 
deutlich verschärft. Während die Mitglied-
staaten bisher lediglich dazu angehalten 
waren, 50 Prozent der Einnahmen für kli-
maschutz- und energiewendebezogene 
Zwecke auszugeben29, besteht nunmehr 
eine rechtlich verbindliche Zweckbindung 
hinsichtlich der Gesamtheit der Versteige-
rungserlöse30. Auch die Klima-Sozialfonds-
Verordnung macht detaillierte Vorgaben 

26 Dazu ausführlich: Pause/Nysten/Harder, Das neue 
EU-Emissionshandelssystem für Gebäude und Stra-
ßenverkehr und die Abfederung von Belastungen 
durch den EU-Klima-Sozialfonds, EurUP 2023, S. 196 
(203 f.). 
27 Art. 15 KSF-VO. 
28 Barckhausen/Becker/Dütschke/Piria/Preuß/Wil-
kowska/Ziefle, Akzeptanz und Kommunikation eines 
CO2-Bepreisungssystems, 2022: https://adelphi.de/sys-
tem/files/mediathek/bilder/Akzep-
tanz%20und%20Kommunikation%20eines%20CO2-Be-
preisungssystems.pdf.  
29 Art. 10 Abs. 3 EHS-RL a.F. 
30 Art. 10 Abs. 3 EHS-RL und Art. 30d Abs. 6 EHS-RL. 
31 Art. 8 KSF-VO. 
32 Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für 
Brennstoffemissionen (Brennstoffemissionshandelsge-
setz - BEHG) vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2728, I 
S. 2098); zuletzt geändert durch Art. 2 Gesetz v. 9.9.2022
(BGBl. I S. 2006).
33 § 4 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 des Gesetzes zur Errichtung eines 
Sondervermögens „Klima- und Transformationsfonds“ 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1807), zuletzt 

zur Verwendung der Mittelzuweisungen 
durch die Mitgliedstaaten31.  

Verwaltung der Einnahmen im Klima- 
und Transformationsfonds 

▶ Die Einnahmen aus dem EU-Emissions-
handel und aus dem nationalen CO2-
Preissystem nach dem Brennstoffemis-
sionshandelsgesetz32 fließen in
Deutschland allesamt in den Klima- und
Transformationsfonds33. Die Auktions-
erlöse aus dem Emissionshandel beliefen
sich im Jahr 2023 in Deutschland auf rund
7,7 Mrd. Euro34, die aus dem nationalen
CO2-Preissystem auf rund 10,7 Mrd. Euro35.

▶ Der Klima- und Transformationsfonds ist
ein als Sondervermögen ausgestaltetes
Instrument zur Finanzierung verschie-
dener Maßnahmen und Programme, die
der Erreichung der deutschen Klima-
schutzziele dienen36. Aktuell werden
hieraus u. a. die Erzeugung von Energie
aus erneuerbaren Quellen, die Bundes-
förderung im Gebäudebereich, die
Weiterentwicklung der Elektromobilität,
inklusive des Ausbaus der Ladeinfra-
struktur, und der Aufbau der Wasser-
stoffwirtschaft gefördert37.

▶ Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 15. November 2023 zum

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1144) (KTFG). 
34 Vgl Pressemitteilung der Deutschen 
Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt vom 
04.010.2024
https://www.dETSt.de/SharedDocs/pressemitteilungen/
DE/2024_001_jahresabschluss-2023-euetsnehs.html  
35 Ebd.  
36 § 2 Abs. 1 KTFG. 
37 Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 2023 (Haushaltsgesetz 
2023) vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2485); Bundes-
haushaltsplan 2023, Einzelplan 60 Allgemeine Finanz-
verwaltung, 6002 Allgemeine Bewilligungen, Anlage 3 
Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds 
(6092). 

https://adelphi.de/system/files/mediathek/bilder/Akzeptanz%20und%20Kommunikation%20eines%20CO2-Bepreisungssystems.pdf
https://adelphi.de/system/files/mediathek/bilder/Akzeptanz%20und%20Kommunikation%20eines%20CO2-Bepreisungssystems.pdf
https://adelphi.de/system/files/mediathek/bilder/Akzeptanz%20und%20Kommunikation%20eines%20CO2-Bepreisungssystems.pdf
https://adelphi.de/system/files/mediathek/bilder/Akzeptanz%20und%20Kommunikation%20eines%20CO2-Bepreisungssystems.pdf
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2022/2022_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2022/2022_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/versteigerung/2022/2022_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/nehs/verkaufsberichte-nehs/2022/2022-Q4-und-jahresbericht_verkaufsbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/nehs/verkaufsberichte-nehs/2022/2022-Q4-und-jahresbericht_verkaufsbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/nehs/verkaufsberichte-nehs/2022/2022-Q4-und-jahresbericht_verkaufsbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/nehs/verkaufsberichte-nehs/2022/2022-Q4-und-jahresbericht_verkaufsbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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„Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 
2021“38, in dem insbesondere die Über-
führung von 60 Mrd. Euro aus den Kre-
ditermächtigungen zur Bekämpfung 
der Covid-19 Pandemie in den Klima- 
und Transformationsfonds für verfas-
sungswidrig und damit nichtig erklärt 
wurde, hat keine Auswirkung auf die 
Einnahmen aus dem Emissionshandel 
im Klima- und Transformationsfonds, 
sondern betrifft vielmehr das Volumen 
des Fonds und damit die insgesamt zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel. 

▶ Neben den Einnahmen aus dem Emis-
sionshandel und dem nationalen CO2-
Preisystem speist sich der Klima- und
Transformationsfonds auch aus Zufüh-
rungen aus dem Bundeshaushalt,
sonstigen Einnahmen aus der Verzin-
sung des Sondervermögens und aus
Rückflüssen aus den geförderten Maß-
nahmen, sowie aus Einnahmen aus der
Auszahlung der bei der Kreditanstalt
für Wiederaufbau verwalteten Mittel
für etwaige Ausfälle im Zusammen-
hang mit Förderprogrammen aus dem
Klima- und Transformationsfonds  39.

▶ Nach der Reform des Emissionshandels
gibt es für die Verwendung der Gelder
aus dem Klima- und Transformations-
fonds nunmehr mindestens drei ver-
schiedene Anforderungen: Diejenigen
aus dem nationalen CO2-Preissystem
gemäß dem Brennstoffemissionshan-
delsgesetz, sowie die aus dem Emissi-
onshandelssystem 1 und, perspekti-
visch, aus dem Emissionshandelssys-
tem 2.

▶ Ob eine Maßnahme (auch) aus den Ein-
nahmen des Emissionshandels finan-
ziert wird, lässt sich aktuell allein aus
den Berichten der Bundesregierung
über die Verwendung der Einnahmen
aus dem Emissionshandel gemäß
Art. 19 Abs. 2 Governance-Verordnung
(Gov-VO)40 ableiten. Allerdings geht

38 BVerfG, Urt. v. 15.11.2023 – 2 BvF 1/22, juris.  
39 § 2 Abs. 1 KTFG. 
40 Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Dezember 2019 über das 
Governance-System für die Energieunion und für den 
Klimaschutz, ABl. EU 2018 L 328, v. 21.12.2018, S. 1, zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) 2021/1119 des 

aus diesen Berichten nicht hervor, ob 
die Maßnahme alleine aus Einnahmen 
aus dem Emissionshandel finanziert 
wurde, oder ob Emissionshandels- und 
nationale CO2-Preis-Gelder verwendet 
wurden41. Dies muss künftig mit Blick 
auf die unterschiedlichen Anforderun-
gen an die Einnahmenverwendung 
kenntlich gemacht werden. 

Diese Würzburger Studie zum Umwelte-
nergierecht befasst sich mit den neuen 
Vorgaben zur Verwendung der Einnahmen 
aus dem Emissionshandelssystem 1, dem 
Emissionshandelssystem 2 sowie der Mit-
telzuweisungen aus dem Klima-Sozialfonds. 
Neben der Darstellung der verschiedenen 
Vorgaben zur Einnahmenverwendung in 
der Emissionshandelsrichtlinie und in der 
Klima-Sozialfonds-Verordnung (Kapitel B. ) 
wird in einem zweiten Schritt die Möglich-
keit der Finanzierung eines Klimageldes in 
Deutschland aus den Einnahmen der 
europäischen CO2-Bepreisung sowie aus 
den Mittelzuweisungen des Klima-Sozial-
fonds in den Blick genommen werden 
(Kapitel C. ). In einem abschließenden Fazit 
werden die gefundenen Ergebnisse zusam-
mengefasst und bewertet sowie ein Aus-
blick gegeben (Kapitel D. ).  

Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 
2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirkli-
chung der Klimaneutralität, ABl. 2021 L 243, S. 1. 
41 Die Berichte zur Verwendung der Einnahmen aus 
dem ETS durch die Mitgliedstaaten sind abrufbar un-
ter: https://reportnet.europa.eu/.  

https://reportnet.europa.eu/


Wie die EU-Mitgliedstaaten ihre Versteige-
rungseinnahmen aus dem Emissionshan-
delssystem 1 und dem Emissionshandels-
system 2 sowie die Mittelzuweisung aus 
dem Klima-Sozialfonds verwenden dürfen, 
ist in der Emissionshandelsrichtlinie und 
der Klima-Sozialfonds-Verordnung festge-
legt. Die jeweiligen Bestimmungen sollen 
im Folgenden näher dargestellt werden. 
Dabei werden insbesondere die durch die 
Reform des Emissionshandels entstande-
nen Neuerungen sowie die Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Regelungsre-
gimen dargestellt werden.  

I. Vorgaben zur Verwendung der
Einnahmen aus dem
Emissionshandelssystem 1

Die zentrale Vorschrift zur Verwendung der 
mitgliedstaatlichen Versteigerungserlöse 
aus dem Emissionshandelssystem 1 ist 
Art. 10 Abs. 3 EHS-RL.  

Vor der Reform des Emissionshandelssys-
tem 1 im Rahmen des Fit for 55-Pakets sah 
diese Vorschrift vor, dass die Mitgliedstaa-
ten 50 Prozent ihrer Einnahmen für eine 
oder mehrere der dort vorgesehenen Maß-
nahmen verwenden „sollten“42. Die Zweck-
verwendungsvorgabe betraf danach nur 
die Hälfte der Versteigerungseinnahmen 
der Mitgliedstaaten und selbst bei dieser 
Hälfte bestand keine Rechtspflicht hin-
sichtlich der Verwendung der Gelder ent-
sprechend der normierten Zwecke.  

42 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL a.F. 
43 Abgesehen von einem kleinen Teil, der für in Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL explizit vorgesehene Ausgaben 
verwendet wird. 

1. Überarbeitung der
Einnahmenverwendungszwecke im
Rahmen der Emissionshandelsreform

Im Rahmen der Reform ist es hier zu einer 
bedeutenden Verschärfung gekommen. 
Nunmehr müssen die Mitgliedstaaten die 
Gesamtheit ihrer Versteigerungseinnah-
men43 für einen oder mehrere der in Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL vorgesehenen Zwe-
cke verwenden44. Insofern besteht jetzt 
eine echte Rechtspflicht hinsichtlich der 
Einnahmenverwendung.  

Die Mitgliedstaaten legen dabei selbst fest, 
für welche(n) dieser Verwendungszwecke 
sie ihre Einnahmen nutzen möchten45. Sie 
sind demnach durch die in Art. 10 Abs. 3 
UAbs. 1 EHS-RL genannten Ausgabenzwe-
cke festgelegt, für was sie die Einnahmen 
aus dem Emissionshandelssystem 1 ausge-
ben können. Bei der Entscheidung, in wel-
cher konkreten Form sie diese Zwecke ver-
folgen und umsetzen, verbleibt allerdings 
ein Ausgestaltungsspielraum.  

Folgende Zweckvorgaben wurden in Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL nunmehr festgelegt: 

a) Emissionsminderung, Anpassung und
Forschung und Entwicklung: „Reduzierung
von Treibhausgasemissionen, einschließlich
durch Beiträge zum Globalen Dachfonds für
Energieeffizienz und erneuerbare Energien
und zum Anpassungsfonds, […], Anpassung
an die Auswirkungen des Klimawandels und
Finanzierung von Forschung und Entwick-
lung […] auf den Gebieten der Emissionsmin-
derung und der Anpassung an die Auswir-
kungen des Klimawandels, einschließlich der
Beteiligung an Initiativen im Rahmen des

44 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL. 
45 Ebd.  

8 Einnahmen aus der europäischen CO2-Bepreisung und Klimageld 

B. Vorgaben zur Verwendung der Finanzmittel 
aus dem EU-Emissionshandel und dem EU-
Klima-Sozialfonds
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Europäischen Strategieplans für Energietech-
nologie und der Europäischen Technologie-
plattformen“ (lit. a) 

b) Erneuerbare Energien, Netze, Technolo-
gien für kohlenstoffarme Wirtschaft und
Energieeffizienz: „Entwicklung erneuerbarer
Energien und von Netzen für die Stromüber-
tragung, […], sowie Entwicklung anderer
Technologien, die zum Übergang auf eine si-
chere und nachhaltige kohlenstoffarme Wirt-
schaft mit geringem CO2-Ausstoß beitragen,
und Unterstützung bei der Erfüllung der Ver-
pflichtung der Union, die Energieeffizienz auf
das in einschlägigen Rechtsakten festgelegte
Maß zu steigern, einschließlich der Stromer-
zeugung von Eigenversorgern im Bereich er-
neuerbare Elektrizität und Erneuerbare-Ener-
gie-Gemeinschaften“ (lit. b)

c) Schutz von Ökosystemen, Technologie-
transfer und Unterstützung zur Anpassung
an den Klimawandel für Entwicklungslän-
der: „Maßnahmen zur Verhinderung des Ab-
holzens von Wäldern, zur Unterstützung des
Schutzes und der Wiederherstellung von Tor-
fland, Wäldern und anderen Land- oder Mee-
resökosystemen, […], auch in den Entwick-
lungsländern, die das Übereinkommen von
Paris ratifiziert haben, und Maßnahmen des
Technologietransfers und zur Erleichterung
der Anpassung dieser Länder an die negati-
ven Auswirkungen des Klimawandels“ (lit. c)

d) Natürliche Senken: „Kohlenstoffspeiche-
rung durch Forstwirtschaft und im Boden in
der Union“ (lit. d)

e) CO2-Abscheidung und -Speicherung:
„umweltverträgliche Abscheidung und geo-
logische Speicherung von CO2, insbesondere
aus mit festen fossilen Brennstoffen betriebe-
nen Kraftwerken und in verschiedenen in-
dustriellen Sektoren […], sowie innovative
technologische Verfahren zur Entnahme von
Kohlendioxid, wie CO2-Gewinnung aus der
Luft und Speicherung“ (lit. e)

f) Dekarbonisierung des Straßen-, See-, und
Luftverkehrs: „Investitionen in und Beschleu-
nigung des Übergangs zu Verkehrsträgern,

46 Richtlinie (EU) 2010/31 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 19. Mai 2010 über die 

die erheblich zur Dekarbonisierung des Sek-
tors beitragen, einschließlich der Entwick-
lung eines klimafreundlichen Personen- und 
Güterverkehrs auf der Schiene sowie von 
Busdiensten und -technologien, Maßnahmen 
zur Dekarbonisierung des Seeverkehrssek-
tors, […], und die Finanzierung von Maßnah-
men zur Unterstützung der Dekarbonisie-
rung von Flughäfen […]“ (lit. f) 

g) Entwicklung sauberer Technologien: „Fi-
nanzierung der Erforschung und Entwick-
lung energieeffizienter und sauberer Techno-
logien in Sektoren, die unter diese Richtlinie
fallen“ (lit. g)

h) Energieeffizienz, Renovierung und Dekar-
bonisierung im Gebäudesektor: „Maßnah-
men zur Verbesserung von Energieeffizienz,
Fernwärmenetzen und Wärmedämmung,
zur Unterstützung einer effizienten und aus
erneuerbaren Energiequellen erzeugten
Wärme- und Kälteversorgung oder zur Un-
terstützung der umfassenden und der um-
fassenden abgestuften Gebäuderenovierung
im Einklang mit der [Gebäudeenergieeffi-
zienzrichtlinie46], beginnend mit der Renovie-
rung der Gebäude mit der schlechtesten
Energieeffizienz“ (lit. h)

ha) Finanzielle Unterstützung einkommens-
schwacher Haushalte: „finanzielle Unterstüt-
zung, um soziale Aspekte in Haushalten mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen anzu-
gehen, unter anderem durch die Senkung 
verzerrend wirkenden Steuern und durch ge-
zielte Ermäßigungen von Abgaben und Ge-
bühren für aus erneuerbaren Energiequellen 
gewonnenen Strom“ (lit. ha) 

hb) Klimadividendensysteme: „Finanzierung 
der nationalen Klimadividendensysteme mit 
nachgewiesenen positiven Umweltauswir-
kungen (…)“ (lit. hb) 

i) Verwaltungskosten: „Deckung der Kosten
für die Verwaltung des EU-EHS “(lit. i)

j) Klimafinanzierung: „Finanzierung von Kli-
maschutzmaßnahmen in gefährdeten

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung), 
ABl. EU Nr. L 153 v. 18.06.2010, S. 13. 
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Drittländern, einschließlich der Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ (lit. j) 

k) Umstrukturierung Arbeitsmarkt, Um-
schulung und Weiterbildung von Arbeits-
kräften: „Förderung der Umschulung und die
Umstrukturierung des Arbeitsmarktes von
Arbeitskräften, um insbesondere in den von
der Verlagerung von Arbeitsplätzen am
stärksten betroffenen Regionen zu einem fai-
ren Übergang zu einer klimaneutralen Wirt-
schaft […] beizutragen und in die Weiterbil-
dung und Umschulung von potenziell von
dem Übergang betroffenen Arbeitnehmern
[…] zu investieren.“ (lit. k)

l) Verhinderung Carbon Leakage: „Bekämp-
fung des Restrisikos der Verlagerung von
CO2-Emissionen in den unter Anhang I der
[CBAM-Verordnung47] fallenden Wirtschafts-
zweigen zur Unterstützung des Übergangs
und zur Förderung der Dekarbonisierung
dieser Branchen im Einklang mit den Vor-
schriften über staatliche Beihilfen.“ (lit. l)

2. Wahlrecht der Mitgliedstaaten
hinsichtlich der Ausgabenzwecke

Den Mitgliedstaaten steht es frei, sich für 
nur einen oder für mehrere der in Art. 10 
Abs. 3 EHS-RL genannten Ausgabenzwecke 
zu entscheiden48. D. h. sie können die Ein-
nahmen aus dem Emissionshandel sowohl 
für die Finanzierung eines einzigen dort ge-
nannten Zweckes verwenden, oder aber 
mehrere unterschiedliche Maßnahmen, die 
von dem oben dargestellten Katalog erfasst 
sind, finanzieren. 

Die deutliche Mehrheit der vorgesehenen 
Maßnahmen bezieht sich dabei erkennbar 
auf die Eindämmung des Klimawandels 
durch die Minderung von Treibhaus-
gasemissionen. Vorgeschlagen werden hier 
u. a. Maßnahmen zur Entwicklung und Um-
stellung auf erneuerbare Energien, Ener-
gieeffizienzmaßnahmen sowie Maßnah-
men zur Speicherung von CO2. Erkennbar

47 Verordnung (EU) 2023/956 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Schaffung 
eines CO2-Grenzausgleichssystems, ABl. EU Nr. L 130 v. 
16.05.2023, S. 52.  
48 Vgl. hierzu Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 EHS-RL ”Die Mit-
gliedstaaten verwenden diese Einnahmen [...] für einen 
oder mehrere der folgenden Zwecke”. 

wird ein Fokus auf die Verwendung der Ein-
nahmen aus dem Emissionshandel für For-
schung und Entwicklung in diesen Berei-
chen gelegt49. 

Maßnahmen, die primär darauf ausgerich-
tet sind, soziale Aspekte im Zusammen-
hang mit der CO2-Bepreisung und der 
Transformation zur Klimaneutralität anzu-
gehen, sind in geringerer Zahl vorgesehen. 
Dennoch werden diese sozialen Aspekte 
bei den Vorgaben zur Verwendung der Ein-
nahmen aus dem Emissionshandelssys-
tem 1 nicht gänzlich außer Acht gelassen. 
So lässt die vorgesehene Unterstützung 
von Haushalten mit mittlerem oder niedri-
gem Einkommen50, die bereits in der bishe-
rigen Emissionshandelsrichtlinie51 enthal-
ten war, eine große Bandbreite sozialer 
Maßnahmen zu. Die hiernach möglichen 
Unterstützungsmaßnahmen werden zu-
dem nicht an die Voraussetzung positiver 
Auswirkungen auf Klima- oder Umwelt-
schutz geknüpft. Anders ist dies bei der neu 
geschaffenen Zweckvorgabe zur Finanzie-
rung nationaler Klimadividendensysteme. 
Hier ist der Nachweis positiver Umweltaus-
wirkungen erforderlich52. 

Neben den soeben dargestellten sozial aus-
gerichteten Zweckbindungsvorgaben tritt 
auch bei der in Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 
lit. k) EHS-RL vorgesehenen Umschulung 
sowie Weiterbildung von Arbeitskräften der 
soziale Aspekt in den Vordergrund. Deut-
lich wird dies auch dadurch, dass die Norm 
selbst die Ermöglichung eines fairen Über-
gangs („Just Transition“) zu einer klima-
neutralen Wirtschaft betont.  

3. Fortentwicklung des Katalogs der
Ausgabenzwecke

Vergleicht man die in der reformierten Fas-
sung des Art. 10 Abs. 3 EHS-RL vorgesehe-
nen Ausgabenzwecke mit den bisher ge-
nannten Zwecken, fallen einige Neuerun-
gen ins Auge.  

49 Vgl. etwa die Verwendungszwecke in Art. 10 Abs. 3 
UAbs. 1 S. 2 lit. a), b) und e) EHS-RL. 
50 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL. 
51 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 lit. h EHS-RL. 
52 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL; vgl. hierzu im 
Einzelnen unten C. II. 1. b) . 
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Während die Möglichkeit der Finanzierung 
nationaler Klimadividendensysteme sowie 
der Ausgabenzweck der Verhinderung von 
„Carbon Leakage“ vollständig neu hinzuge-
kommen sind, ist es bei den meisten ande-
ren Ausgabenzwecken zumindest zu einer 
Konkretisierung bzw. Erweiterung gekom-
men. So nennt Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 
lit. b) EHS-RL in seiner Neufassung auch die 
Entwicklung von Netzen für die Stromüber-
tragung. Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. e) EHS-
RL wird um die Möglichkeit zur Unterstüt-
zung von Technologien zur Entnahme von 
CO2 aus der Luft (Direct Air Capture) er-
gänzt. Auch die Einnahmenverwendungs-
vorgaben in Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. f) 
EHS-RL bezüglich Maßnahmen zur Dekar-
bonisierung des Verkehrssektors wurden 
umfassend neugestaltet und erweitert.  

Positiv hervorzuheben ist außerdem die Er-
weiterung des Anwendungsbereichs des 
Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. h) EHS-RL auf 
Gebäuderenovierungen, insbesondere vor 
dem Hintergrund der ebenfalls im Rahmen 
des Fit for 55-Pakets erfolgenden Verschär-
fung der Gebäudeeffizienz-Richtlinie53.  

Insgesamt erscheint es naheliegend, dass 
die Ergänzungen der Einnahmenverwen-
dungszwecke in Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 EHS-
RL auf eine Fortentwicklung technischer 
Möglichkeiten und politischer Prioritäten 
zurückzuführen sind. 

4. Erweiterung der
Berichterstattungspflichten zur
Einnahmenverwendung

Konkretisiert und erweitert wurden auch 
die Vorgaben zur Berichterstattung durch 
die Mitgliedstaaten über die Verwendung 
der Einnahmen aus dem Emissionshan-
delssystem 1. Hier verweist der neue Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 4 EHS-RL nun auf die maßgeb-
liche Vorschrift zur Berichterstattung in 
Art. 19 Abs. 2 Gov-VO. Die Mitgliedstaaten 
müssen die hiernach erstellten Berichte der 
EU-Kommission vorlegen. Diese kann dann 

53 Vgl. zum Vorschlag der Kommission: COM(2021) 802 
final vom 15. Dezember 2021, Vorschlag für eine Richtli-
nie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizi-
enz von Gebäuden (Neufassung). 
54 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 3 EHS-RL. 
55 EuGH, Urt. v. 19.12.2012 - C-68/11, Kommission/Italien, 
Rn. 62; Urt. v. 04.03.2010 - C-297/08, Kommission/Italien, 

wiederum die Einhaltung der soeben dar-
gestellten Ausgabenzwecke überprüfen54. 
Diese Berichterstattungspflicht ist ein 
wichtiger Garant dafür, dass die in der 
Emissionshandelsrichtlinie vorgesehenen 
Ausgabenzwecke auch tatsächlich von den 
Mitgliedstaaten umgesetzt werden. Gleich-
wohl ist kritisch anzumerken, dass über 
diesen Mechanismus der nachträglichen 
Berichterstattung erst im Nachgang zur 
Verwendung der Einnahmen aus dem 
Emissionshandel eine Überprüfung erfolgt. 
Es besteht hingegen keine Möglichkeit für 
die EU-Kommission, schon frühzeitig auf 
mögliche Fehlinvestitionen der Mitglied-
staaten zu reagieren. 

Auch finden sich keine expliziten Regelun-
gen dazu, wie die EU-Kommission mit den 
Verwendungsberichten über die Einnah-
men aus dem Emissionshandel verfahren 
soll und welche Möglichkeiten der Nach-
steuerung ihr außerhalb der Eröffnung ei-
nes Vertragsverletzungsverfahrens nach 
Art. 258 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) zustehen. 
Nach Art. 258 AEUV steht es der Kommis-
sion offen, bei der Nichtbeachtung der Vor-
gaben aus der Emissionshandelsrichtlinie 
durch einen Mitgliedstaat ein Vertragsver-
letzungsverfahren gegen diesen einzulei-
ten. In diesem Verfahren kann nach über-
wiegender Auffassung nicht nur die Verlet-
zung der Verträge (Vertrag über die Euro-
päische Union (EUV) und AEUV; Primär-
recht), sondern auch die Verletzung des eu-
ropäischen Sekundärrechts, d. h. von Best-
immungen aus Richtlinien, Verordnungen 
und Beschlüssen (Art. 288 AEUV) gerügt 
werden55. Der erste Verfahrensschritt in ei-
nem solchen Vertragsverletzungsverfahren 
ist gem. Art. 258 Abs. 1 Hs. 2 AEUV ein 
Mahnschreiben der EU-Kommission an den 
betroffenen Mitgliedstaat mit der Aufforde-
rung zur Stellungnahme56. Anschließend 
gibt die EU-Kommission eine mit Gründen 
versehene Stellungnahme zu der gerügten 
Vertragsverletzung ab, die dem Mitglied-
staat die Möglichkeit geben soll, freiwillig 

Rn. 81; Urt. v. 04.05.2006, Kommission/Vereinigtes Kö-
nigreich Großbritannien Nordirland, Rn. 67; Karpens-
tein, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 79. EL Mai 2023, AEUV 
Art. 258 Rn. 29; Ehricke, in: Streinz, 3. Aufl. 2018, AEUV 
Art. 258 Rn. 6. 
56 Karpenstein, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 79. EL Mai 
2023, AEUV Art. 258 Rn. 32; Cremer, in: Calliess/Ruffert, 
6. Aufl. 2022, AEUV Art. 258 Rn. 6.
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seinen Verpflichtungen aus dem EU-Recht 
nachzukommen oder sein Verhalten zu 
rechtfertigen57. Erst als ultima ratio sieht 
Art. 258 Abs. 2 AEUV dann die Anrufung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und da-
mit die Klageerhebung vor.  

II. Vorgaben zur Verwendung der
Versteigerungserlöse aus dem
Emissionshandelssystem 2

Wie die aus der Versteigerung von Zertifi-
katen im neuen Emissionshandelssystem 2 
erlangten Einnahmen der Mitgliedstaaten 
durch diese zu verwenden sind, ist in 
Art. 30d Abs. 6 EHS-RL geregelt.  

1. Verweis auf Zweckvorgaben des
Emissionshandelssystems 1

Diese Vorschrift verweist zunächst auf die 
Gesamtheit der in Art. 10 Abs. 3 EHS-RL vor-
gesehenen und soeben dargestellten Ein-
nahmenverwendungszwecke, die für das 
Emissionshandelssystem 1 gelten58.  

Die Mitgliedstaaten können demnach ihre 
Einnahmen aus dem Emissionshandelssys-
tem 2 vollständig oder teilweise für einen 
oder mehrere der Ausgabenzwecke, die für 
das Emissionshandelssystem 1 gelten, ver-
wenden. Allerdings ist dabei solchen Tätig-
keiten Vorrang einzuräumen, die zur Be-
wältigung sozialer Aspekte des Emissions-
handelssystems 2 beitragen können59. An-
ders als bei den Einnahmen aus dem Emis-
sionshandelssystem 1 sind die Mitgliedstaa-
ten bei der Verwendung der Einnahmen 
aus dem Emissionshandelssystem 2 also 
verpflichtet, die Frage der sozialen Auswir-
kungen der CO2-Bepreisung bei der Wahl 
der Maßnahmen nach Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 
EHS-RL zu berücksichtigen. Unklar bleibt 
dabei jedoch, was genau diese Einschrän-
kung für die Mitgliedstaaten in der Praxis 
bedeutet. Der Ausdruck ”Vorrang einräu-
men” könnte so verstanden werden, dass 
die soziale Komponente einer in Frage 

57 Vgl. Art. 258 Abs. 1 Hs. 1 AEUV. 
58 Art. 30d Abs. 6 UAbs. 1 S. 2 Alt. 1 EHS-RL. 
59 Vgl. Art. 30d Abs. 6 EHS-RL.  
60 Richtlinie (EU) 2023/1791 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 13. September 2023 zur 

kommenden Maßnahme lediglich als zu-
sätzliches Argument für die Wahl dieser 
Maßnahme berücksichtigt werden, aber 
nicht zwingend entscheidend für die finale 
Wahl dieser Maßnahme sein muss. Dem 
Zweck der Norm entsprechend ist aller-
dings eine Auslegung naheliegender, die 
die Mitgliedstaaten zwingt, zumindest in 
ihr Gesamtpaket von Maßnahmen, die aus 
den Einnahmen des Emissionshandelssys-
tems 2 finanziert werden sollen, solche mit-
einzubeziehen, die auf die Abfederung sozi-
aler Folgen der Ausweitung des Emissions-
handels auf die Sektoren Gebäude und 
Straßenverkehr ausgerichtet sind. Die For-
mulierung ”Vorrang einräumen” ist dem-
nach so zu verstehen, dass eine diese sozia-
len Aspekte berücksichtigende Maßnahme 
stets eher als eine Maßnahme, die soziale 
Aspekte unberücksichtigt lässt, auszuwäh-
len ist.  

2. Weitere Zweckvorgaben im
Emissionshandelssystems 2

Zusätzlich zu dem soeben dargestellten 
Verweis auf die Zweckvorgaben des Emissi-
onshandelssystems 1 enthält Art. 30d Abs. 6 
UAbs. 1 S. 2 Hs. 2 EHS-RL die folgenden vier 
eigenen Ausgabenzwecke: 

a) Dekarbonisierung und Unterstützung
einkommensschwacher Haushalte im Ge-
bäudebereich: „Maßnahmen, die zur Dekar-
bonisierung der Wärme- und Kälteversor-
gung von Gebäuden oder zur Verringerung
des Energiebedarfs von Gebäuden beitragen
sollen, einschließlich der Integration erneuer-
barer Energien und damit verbundener Maß-
nahmen gemäß [der Energieeffizienzrichtli-
nie60] sowie Maßnahmen zur finanziellen Un-
terstützung einkommensschwacher Haus-
halte in Gebäuden mit der schlechtesten
Energiebilanz“ (lit. a)

b) Verkehrswende inkl. sozialer Aspekte:
„Maßnahmen, die darauf abzielen, die Einfüh-
rung emissionsfreier Fahrzeuge zu

Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2023/955 (Neufassung), ABl. EU Nr. L 231 
v. 20.09.2023, S. 1.
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beschleunigen oder den Aufbau einer voll-
ständig interoperablen Betankungs- und La-
deinfrastruktur für emissionsfreie Fahrzeuge 
finanziell zu unterstützen, oder Maßnahmen 
zur Förderung der Umstellung auf öffentliche 
Verkehrsmittel und zur Verbesserung der 
Multimodalität oder Bereitstellung finanziel-
ler Unterstützung, um soziale Aspekte im Zu-
sammenhang mit Verkehrsteilnehmern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen anzu-
gehen“ (lit. b) 

c) Finanzierung des Klima-Sozialplans: „Die
Kofinanzierung des Klima-Sozialplans des
Mitgliedstaats gemäß Art. 15 KSF-VO“ (lit. c)

d) Ausgleich bei Doppelzählungen u. a.:
„den finanziellen Ausgleich für die Endver-
braucher von Brennstoffen in Fällen, in de-
nen es im Sinne von Artikel 30f Absatz 5
[EHS-RL] nicht möglich war, eine Doppelzäh-
lung von Emissionen zu vermeiden, oder
wenn Zertifikate für Emissionen abgegeben
wurden, die nicht unter dieses Kapitel fallen“
(lit. d)

Bei diesen originär für das Emissionshan-
delssystem 2 geschaffenen Zweckbin-
dungsvorgaben wird erkennbar die Bewäl-
tigung sozialer Aspekte im Zusammenhang 
mit Maßnahmen zur Eindämmung des Kli-
mawandels mitgedacht. Deutlich wird 
auch, dass das Emissionshandelssystem 2 
selbst, ebenso wie aus diesem System fi-
nanzierte Klimaschutzmaßnahmen, stets 
mit solchen Maßnahmen einhergehen sol-
len, die die durch das Emissionshandelssys-
tem 2 entstehenden oder verstärkten sozia-
len Aspekte abfedern.  

Spannend ist zudem, dass die Einnahmen 
aus dem Emissionshandelssystem 2 gemäß 
Art. 30d Abs. 6 UAbs. 1 S. 2 Hs. 2 lit. c EHS-RL 
auch zur Kofinanzierung der nationalen 
Klima-Sozialpläne, die für die Erlangung 
von Mitteln aus dem neuen Klima-Sozial-
fonds notwendig sind, verwendet werden 
dürfen.  

Insgesamt spielt die soziale Abfederung bei 
der Ausgabenbindung der Mitgliedstaaten 
im Rahmen des Emissionshandelssys-
tems 2 eine deutlich größere Rolle als im 
Emissionshandelssystem 1. Vor dem Hinter-
grund, dass das neu eingeführte Emissions-
handelssystem 2 für Gebäude und Straßen-
verkehr eine deutlich höhere Belastung für 

Haushalte, Verkehrsnutzerinnen- und -nut-
zer und Kleinstunternehmen darstellt, er-
scheint dies konsequent. 

3. Berichterstattungspflicht zur
Einnahmenverwendung

Auch im Emissionshandelssystem 2 unter-
liegen die Mitgliedstaaten bezüglich der 
Verwendung ihrer Einnahmen einer Be-
richtspflicht gegenüber der EU-Kommis-
sion. Nach Art. 30d Abs. 6 UAbs. 3 EHS-RL 
müssen sie die entsprechenden Informatio-
nen in ihre gemäß Art. 19 Abs. 2 Gov-VO 
vorzulegenden Berichte aufnehmen. Hin-
sichtlich der Effektivität eines solchen 
nachträglichen Prüfmechanismus und den 
Möglichkeiten zur Durchsetzung einer ord-
nungsgemäßen Verwendung der -Einnah-
men aus dem Emissionshandelssystem 2 
gilt das oben, im Zusammenhang mit dem 
Emissionshandelssystem 1 dargestellte, 
entsprechend.  

III. Vorgaben zum Einsatz der
Mittelzuweisung aus dem Klima-
Sozialfonds

Die zentrale Norm für die Verwendung der 
Mittelzuweisung aus dem Klima-Sozial-
fonds ist Art. 8 KSF-VO. Diese Vorschrift be-
stimmt, welche Art von Maßnahmen und 
Investitionen die Mitgliedstaaten aus den 
Geldern des Klima-Sozialfonds finanzieren 
dürfen.  

1. Zweckbindungsvorgaben

Nach Art. 8 Abs. 1 KSF-VO können die Mit-
gliedstaaten Maßnahmen und Investitio-
nen mit anhaltender Wirkung in ihre Klima-
Sozialpläne aufnehmen, „sofern sie grund-
sätzlich auf benachteiligte Haushalte, be-
nachteiligte Kleinstunternehmen oder be-
nachteiligte Verkehrsnutzer ausgerichtet 
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sind“ 61. Diese Maßnahmen müssen zudem 
auf einen der nachfolgenden, in Art. 8 Abs. 1 
KSF-VO benannten, Zwecke einzahlen: 

a) Gebäuderenovierungen: „Unterstützung
von Gebäuderenovierungen, insbesondere
für benachteiligte Haushalte und benachtei-
ligte Kleinstunternehmen, die Gebäude mit
der schlechtesten Energieeffizienz bewohnen
bzw. nutzen, auch für Mieter und Bewohner
von Sozialwohnungen“ (lit. a)

b) Zugang zu energieeffizientem Wohn-
raum: „Unterstützung des Zugangs zu er-
schwinglichem energieeffizientem Wohn-
raum, einschließlich Sozialwohnungen“ (lit. b)

c) Dekarbonisierung der Energieversorgung
im Gebäudesektor: „Leistung eines Beitrags
zur Dekarbonisierung – etwa durch Elektrifi-
zierung – des Heizens und Kühlens von Ge-
bäuden und des Kochens in Gebäuden durch
Bereitstellung des Zugangs zu erschwingli-
chen und energieeffizienten Systemen und
durch Integration der Erzeugung und Spei-
cherung von erneuerbarer Energie […]“ (lit. c)

d) Information, Bildung und Beratung: „Be-
reitstellung von gezielter, zugänglicher und
erschwinglicher Information, Bildung, Sensi-
bilisierung und Beratung zu kostenwirksa-
men Maßnahmen und Investitionen, zu ver-
fügbarer Unterstützung für Gebäuderenovie-
rungen und Energieeffizienz sowie zu nach-
haltigen und erschwinglichen Mobilitäts- und
Verkehrsalternativen“ (lit. d)

e) Unterstützung von Einrichtungen: „Unter-
stützung öffentlicher und privater Einrichtun-
gen, einschließlich Anbietern von Sozialwoh-
nungen […], bei der Entwicklung und Bereit-
stellung bezahlbarer Energieeffizienz-Lösun-
gen und angemessener Finanzierungsinstru-
mente im Einklang mit den sozialen Zielen
des Fonds“ (lit. e)

f) Zugang zu emissionsfreier und -armer
Mobilität: „Bereitstellung eines Zugangs zu
emissionsfreien und emissionsarmen

61 Die hier genannten Begriffe sind in Art. 2 KSF-VO le-
galdefiniert; ausführlicher dazu: Pause/Nysten/Harder, 
Das neue EU-Emissionshandelssystem für Gebäude 
und Straßenverkehr und die Abfederung von 

Fahrzeugen und Fahrrädern, bei Wahrung 
der Technologieneutralität, auch durch finan-
zielle Unterstützung oder steuerliche Anreize 
für deren Erwerb sowie für geeignete öffentli-
che und private Infrastruktur, gegebenenfalls 
insbesondere für den Erwerb von emissions-
freien und emissionsarmen Fahrzeugen, Inf-
rastruktur für das Aufladen und Betanken 
und die Entwicklung eines Markts für emissi-
onsfreie Gebrauchtfahrzeuge […]“ (lit. f) 

g) Anreize für die Nutzung des ÖPNV:
„Schaffung von Anreizen für die Nutzung er-
schwinglicher und zugänglicher öffentlicher
Verkehrsmittel und Unterstützung privater
und öffentlicher Einrichtungen, einschließlich
Genossenschaften, bei der Entwicklung und
Bereitstellung von nachhaltiger Mobilität auf
Abruf, Diensten der geteilten Mobilität und
Angeboten für aktive Mobilität“ (lit. g)

In begrenztem Maße ist zudem die Finan-
zierung direkter Einkommensbeihilfen un-
ter dem Klima-Sozialfonds möglich. Dies ist 
in Art. 8 Abs. 2 KSF-VO vorgesehen, der al-
lerdings gleichzeitig eine Reihe einschrän-
kender Bedingungen enthält. Demnach 
können direkte Einkommensbeihilfen nur 
vorübergehend und nur an benachteiligte 
Haushalte sowie benachteiligte Verkehrs-
nutzerinnen und -nutzer ausgezahlt wer-
den. Die Zahlungen müssen zudem über 
die Zeit abnehmen, dürfen nur Haushalten 
und Verkehrsnutzerinnen und -nutzer ge-
währt werden, für die auch strukturelle und 
langfristige Maßnahmen nach Art. 8 Abs. 1 
KSF-VO im jeweiligen Klima-Sozialplan ent-
halten sind. Ferner dürfen die Kosten im 
Zusammenhang mit der Auszahlung eben 
dieser direkten Einkommensbeihilfen nicht 
mehr als 37,5 Prozent der geschätzten Ge-
samtkosten des Klima-Sozialplans eines 
Mitgliedstaats ausmachen. Letztlich sind 
aus dem Klima-Sozialfonds finanzierte di-
rekte Einkommensbeihilfen gemäß Art. 8 
Abs. 2 KSF-VO auf die Abmilderung der di-
rekten Auswirkungen im Zusammenhang 
mit der Einbeziehung der Sektoren Ge-
bäude und Straßenverkehr in den europäi-
schen Emissionshandel beschränkt. 

Belastungen durch den EU-Klima-Sozialfonds, EurUP 
2023, S. 196, (202 f.). 
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Gemäß Art. 8 Abs. 3 KSF-VO sind auch die 
Kosten für die Verwaltung des Fonds und 
für die Verwirklichung seiner Ziele aus dem 
Klima-Sozialfonds finanzierbar, wobei dies 
nicht mehr als 2,5 Prozent der geschätzten 
Gesamtkosten des Klima-Sozialplans des je-
weiligen Mitgliedstaats ausmachen darf. 

Nach Art. 9 KSF-VO können die Mitglied-
staaten außerdem finanzielle Unterstüt-
zung durch öffentliche oder private Einrich-
tungen aufnehmen, “sofern diese Einrich-
tungen Maßnahmen und Investitionen 
durchführen, die letztendlich den benach-
teiligten Haushalten, benachteiligten Klein-
stunternehmen oder benachteiligten Ver-
kehrsnutzern zugutekommen”, Art. 9 Abs. 1 
KSF-VO. Dabei müssen die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, dass die gesamten Vorteile 
auch tatsächlich weitergegeben werden, 
Art. 9 Abs. 2 KSF-VO. 

2. Einordnung der Vorgaben zur
Mittelverwendung

Der Fokus des Klima-Sozialfonds liegt er-
kennbar auf langfristigen und strukturellen 
Maßnahmen62. Damit ist auch der Aus-
gangspunkt für die Beurteilung der Frage, 
welche Maßnahmen im Rahmen des Klima-
Sozialfonds förderfähig sein sollen, ein 
gänzlich anderer als im Rahmen der Emis-
sionshandelssysteme 1 und 2.  

Während der Fokus der Einnahmenver-
wendungszwecke im Emissionshandel er-
kennbar primär auf der Bekämpfung des 
Klimawandels liegt und soziale Aspekte im 
Rahmen dessen mitbetrachtet werden kön-
nen, ist der Klima-Sozialfonds selbst nicht 
zur Bekämpfung des Klimawandels ge-
schaffen worden. Vielmehr dient er der Ab-
federung der sozialen Auswirkungen des 
Emissionshandelssystems 2 auf benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen. Entsprechend 
zielt auch die Gesamtheit der Ausgaben-
zwecke des Art. 8 KSF-VO primär hierauf 
ab.  

62 Vgl. Art. 8 Abs. 1 KSF-VO sowie die Erwägungsgründe 
16 f. zur Klima-Sozialfonds-Verordnung. 
63 Ebd. sowie Widuto, Wissenschaftlicher Dienst des 
Europäischen Parlaments, Klima-Sozialfonds auf einen 
Blick, S. 1, Dokument vom 12.04.2023: https://www.euro-
parl.europa.eu/RegData/etu-
des/ATAG/2023/745715/EPRS_ATA(2023)745715_DE.pdf. 

Schwerpunktmäßig soll die Abhängigkeit 
benachteiligter Gruppen im Sinne der 
Klima-Sozialfonds-Verordnung von fossilen 
Brennstoffen und den mit diesen verbun-
denen Preisanstiegen angegangen wer-
den63. Die in Art. 8 Abs. 1 KSF-VO vorgesehe-
nen Maßnahmen tragen hierzu bei, indem 
sie den kostenwirksamen Zugang der 
adressierten Gruppen zu Energieeffizienz-
maßnahmen, erneuerbaren Energien sowie 
nachhaltigen Verkehrsalternativen erleich-
tern. Daneben bietet Art. 8 Abs. 2 KSF-VO 
auch die Möglichkeit zur Finanzierung di-
rekter Einkommensbeihilfen, die als kurz-
fristige Soforthilfen da greifen sollen, wo 
steigende Heiz- und Kraftstoffpreise be-
nachteiligte Gruppen treffen, ohne dass 
diese sich durch Energieeffizienzmaßnah-
men sowie den Umstieg auf erneuerbare 
Energien im Wohn- und Verkehrsbereich 
selbst schützen können64. 

3. Governance zur Mittelverwendung

Anders als bei der Einnahmenverwendung 
im Emissionshandel, gibt es im Rahmen 
der Klima-Sozialfonds-Verordnung einen 
detailliert geregelten Mechanismus zur 
Überprüfung der Mittelverwendung durch 
die Mitgliedstaaten.  

Bereits bei der Aufstellung der Klima-Sozi-
alpläne müssen die Mitgliedstaaten näm-
lich darlegen, für welche Maßnahmen und 
Investitionen sie die Gelder aus dem Klima-
Sozialfonds verwenden wollen65. Diese 
Pläne werden zunächst von der EU-Kom-
mission bewertet und im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts „freigegeben“66. 
In diesem Zusammenhang werden außer-
dem konkrete Etappenziele und Zielvorga-
ben für die Durchführung des Klima-Sozial-
plans zwischen der EU-Kommission und 
dem jeweiligen Mitgliedstaat vereinbart67. 
Die Auszahlung der Mittelzuweisungen an 
den Mitgliedstaat erfolgt dann auf Antrag 

64 Vgl. hierzu v. a. Erwägungsgrund 13, 17 und 21 zur 
Klima-Sozialfonds-Verordnung. 
65 Vgl. Art. 6 Abs. 1 KSF-VO. 
66 Vgl. Art. 16 f. KSF-VO. 
67 Vgl. Art. 17 Abs. 2 lit. a) KSF-VO. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2023/745715/EPRS_ATA(2023)745715_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2023/745715/EPRS_ATA(2023)745715_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2023/745715/EPRS_ATA(2023)745715_DE.pdf
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nach Erreichen dieser Etappenziele und 
Zielvorgaben68.  

Zudem muss jeder Mitgliedstaat zusam-
men mit seinem jeweiligen Fortschrittsbe-
richt zu dem integrierten nationalen Ener-
gie- und Klimaplan gemäß Art. 17 Gov-VO 
Bericht über die Fortschritte bei der Durch-
führung des Klima-Sozialplans erstatten69. 

Dieses im Einzelnen sehr aufwendige Ver-
fahren70 ermöglicht es der EU-Kommission 
genau zu prüfen, ob die Mittel des Fonds 
entsprechend den genannten Ausgaben-
zwecken verwendet werden und, sollte dies 
nicht der Fall sein, die Auszahlung der Mit-
tel zurückzuhalten.  

68 Vgl. Art. 20 Abs. 1 KSF-VO. 
69 Vgl. Art. 24 KSF-VO. 
70 Dazu ausführlich: Pause/Nysten/Harder, Das neue 
EU-Emissionshandelssystem für Gebäude und 

Straßenverkehr und die Abfederung von Belastungen 
durch den EU-Klima-Sozialfonds, EurUP 2023, S. 196 
(203 f.). 
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In diesem Kapitel wird der Frage nachge-
gangen, ob das im Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung angekündigte71 Klima-
geld, das spätestens seit der Einführung 
des nationalen CO2-Preissystems72 rege dis-
kutiert wird73, perspektivisch auch aus den 
Einnahmen des Emissionshandelssys-
tems 1, des Emissionshandelssystems 2 
oder den Mittelzuweisungen des Klima-So-
zialfonds finanziert werden könnte. Bislang 
dreht sich die Debatte zur Finanzierung ei-
nes Klimageldes in Deutschland primär um 
die Verwendung der Einnahmen aus dem 
nationalen CO2-Preissystem nach dem 
Brennstoffemissionshandelsgesetz. 

Unter dem Begriff Klimageld versteht man 
im Grundsatz einen Umverteilungsmecha-
nismus, über den die Einnahmen aus der 
CO2-Bepreisung an private Haushalte zu-
rückerstattet werden74. Hintergrund ist die 
Überlegung, dass private Haushalte durch 
einen CO2-Preis, insbesondere in den Sek-
toren Gebäude und Straßenverkehr, beson-
ders belastet werden. Durch die Rücker-
stattung der CO2-Ausgaben in Form eines 
Klimageldes sollen die ansteigenden Kos-
ten abgefedert werden, ohne dass dabei 
das Preissignal des CO2-Preises verloren 

71 Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63: 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1. 
72 Gemeint ist das nationale Emissionshandelssystem 
nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG). 
73 Edenhofer/Flachsland/Kalkuhl/Knopf/Pahle, Optio-
nen für eine CO2-Preisreform. MCC-PIK-Expertise für 
den Sachverständigenrat zur Begutachtung der Ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, S. 10; Renn/Be-
cker/Gaschnig/Götting/Lilliestam/Schäuble/Setton, 
CO2-Bepreisung für eine sozial gerechte Energie-
wende, IASS Policy Brief (September/2019), S. 7; 
Stede/Bach/Ismer/Meßerschmidt/Neuhoff., Optionen 
zur Auszahlung einer Pro-Kopf-Klimaprämie für einen 
sozialverträglichen CO2-Preis, DIW Berlin: Politikbera-
tung kompakt 155, S. 1 ff.; Sondergutachten des Sach-
verständigenrats für Wirtschaftsfragen 2019 „Aufbruch 
zu einer neuen Klimapolitik“, Rn. 19: https://www.sach-
verstaendigenrat-wirtschaft.de/sondergutachten-
2019.html#ziff19. 
74 Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63: 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1; 
BT-Drs. 10/1529, S. 1; 

geht75. Zudem erhofft man sich eine Steige-
rung der gesellschaftlichen Akzeptanz für 
den CO2-Preis76. 

Die Diskussion in Deutschland dreht sich 
aktuell v. a. um die Verwendung der Ein-
nahmen aus dem BEHG zur Finanzierung 
eines solchen Klimageldes. Es stellt sich je-
doch nicht zuletzt auch mit Blick auf die 
Einführung des Emissionshandelssystems 2 
für die Sektoren Straßenverkehr und Ge-
bäude im Jahr 202777 bzw. 202878 und die 
Unklarheit hinsichtlich des Fortbestehens 
des nationalen CO2-Preissystems nach 
dem Brennstoffemissionshandelsgesetz die 
Frage, ob das Klimageld auch aus den Ein-
nahmen des europäischen Emissionshan-
dels oder des Klima-Sozialfonds finanziert 
werden könnte. Dieser Frage soll im Fol-
genden nachgegangen werden.  

Edenhofer/Flachsland/Kalkuhl/Knopf/Pahle, Optionen 
für eine CO2-Preisreform, MCC-PIK-Expertise für den 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der Gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung, S. 10.  
75 Burger/Lünenbürger/Tews/Weiß/Zschüttig, CO2-Be-
preisung im Verkehrs- und Gebäudebereich sozialver-
träglich gestalten, Climate Change 47/2022, S. 35; 
Bach/Buslei/Felder/Haan, Verkehrs- und Wärme-
wende: CO2-Bepreisung stärken, Klimageld einführen, 
Anpassungskosten verringern, DIW Wochenbericht 
23/2023, S. 173 (276); Edenhofer/Flachsland/Kal-
kuhl/Knopf/Pahle, Optionen für eine CO2-Preisreform, 
MCC-PIK-Expertise für den Sachverständigenrat zur
Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, S. 10. 
76 Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63: 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1; 
Kellner/Rütten/Kalkuhl, Klimaschutz und sozialer Aus-
gleich durch Einnahmen aus der CO2- Bepreisung – 
Policy Brief, Kopernikus-Projekt Ariadne, 2022, S. 1. 
77 Art. 30d Abs. 1 EHS-RL. 
78 Bei andauernden hohen Energiepreisen, vgl. Art. 30k 
Abs. 1, Abs. 2 lit. b EHS-RL. 

C. Finanzierung eines nationalen Klimageldes
in Deutschland

https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/sondergutachten-2019.html#ziff19
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/sondergutachten-2019.html#ziff19
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/sondergutachten-2019.html#ziff19
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
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Kernaussagen zur Finanzierung des Kli-
mageldes aus dem europäischen Emis-
sionshandel 

▶ Die Finanzierung eines nationalen Kli-
mageldes aus den Einnahmen des eu-
ropäischen Emissionshandels richtet
sich nach Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL.

▶ In Betracht kommen hierfür sowohl die
Zweckvorgabe „Finanzierung der nati-
onalen Klimadividendensysteme mit
nachgewiesenen positiven Umweltaus-
wirkungen“ (lit. hb) als auch die Zweck-
vorgabe „Finanzielle Unterstützung,
um soziale Aspekte in Haushalten mit
niedrigem und mittlerem Einkommen
anzugehen“ (lit. ha).

▶ Das Vorhandensein einer expliziten Re-
gelung zur Finanzierung von „Klimadi-
videndensystemen“ wirft die Frage ei-
ner Sperrwirkung hinsichtlich der An-
wendbarkeit des Einnahmenverwen-
dungszwecks „finanzielle Unterstüt-
zung, um soziale Aspekte in Haushal-
ten anzugehen“ auf.

▶ Es sprechen gewichtige Gründe dafür,
dass der EU-Gesetzgeber für den Fall
der Finanzierung von Systemen zur
Rückverteilung der Einnahmen aus
dem Emissionshandel an die Bevölke-
rung in Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb
EHS-RL eine spezielle Vorschrift ge-
schaffen hat, deren Voraussetzungen
nicht durch einen Rückgriff auf den
Verwendungszweck „finanzielle Unter-
stützung, um soziale Aspekte in Haus-
halten anzugehen“ gem. Art. 10 Abs. 3
UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL umgangen
werden dürfen.

▶ Man könnte die beiden Vorschriften je-
doch auch so lesen, dass Maßnahmen,
die primär auf die soziale Kompensa-
tion der Folgen der CO2-Bepreisung ab-
zielen als „finanzielle Unterstützung

79 Siehe u. a. Edenhofer/Flachsland/Kal-
kuhl/Knopf/Pahle, Optionen für eine CO2-Preisreform, 
MCC-PIK-Expertise für den Sachverständigenrat zur
Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, S. 10; Edenhofer/Kalkuhl/Roolfs., Carbon Pricing
and Revenue Recycling, CESifo Forum 05/2021 (Vol. 22),
S. 10 (11 f.); Bach/Buslei/Felder/Haan, Verkehrs- und
Wärmewende: CO2-Bepreisung stärken, Klimageld ein-
führen, Anpassungskosten verringern, DIW Wochen-
bericht 23/2023,S. 173 (276); Kalkuhl et al., Optionen zur 

von Haushalten“ (lit. ha) finanziert wer-
den können. Demgegenüber sollen 
Maßnahmen zur finanziellen Unterstüt-
zung von Haushalten, die einen Beitrag 
zum Umweltschutz leisten, als Klimadi-
videndensysteme nach lit. hb aus den 
Einnahmen des Emissionshandels fi-
nanzierbar sein. 

▶ Möglich wäre auch die Finanzierung ei-
ner Art Klimageld aus den Mittelzuwei-
sungen des Klima-Sozialfonds. Aller-
dings sind dabei die sehr restriktiven
Voraussetzungen für direkte Einkom-
mensbeihilfen gemäß Art. 8 Abs. 2 KSF-
VO zu beachten, insbesondere hin-
sichtlich des Kreises der Empfängerin-
nen und -empfänger sowie der not-
wendigen zeitlichen Befristung und
der abnehmenden Auszahlungshöhe.

I. Klimageld-Konzepte im Überblick

Um die Frage der Finanzierbarkeit eines 
Klimageldes aus den Einnahmen des Emis-
sionshandels oder des Klima-Sozialfonds 
beantworten zu können, ist zunächst zu 
klären, was genau sich unter dem Begriff 
„Klimageld“ verbirgt. Es werden derzeit 
mehrere Konzepte im Zusammenhang mit 
dem nationalen CO2-Preissystem nach dem 
Brennstoffemissionshandelsgesetz disku-
tiert. Diese sollen im Folgenden kurz skiz-
ziert werden.  

Das in der wissenschaftlichen Debatte am 
meisten thematisierte Konzept ist die Pro-
Kopf-Pauschale (lump-sum payment), bei 
der jeder Bürger und jede Bürgerin densel-
ben Betrag aus den Einnahmen der CO2-
Bepreisung erhalten soll79. Über eine solche 
Rückerstattung des CO2-Preises ergibt sich 
eine finanzielle Netto-Entlastung für Haus-
halte, die unterdurchschnittlich viel CO2 
ausstoßen und eine Netto-Belastung für 

Verwendung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung, 
Kopernikus-Projekt Ariadne, 2022, S. 8; Kellner, CO2-
Preis und Klimageld: Sozial gerechte Energiewende 
durch Rückerstattung der Einnahmen, Stiftung Ener-
gie & Klimaschutz: https://www.energie-klima-
schutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-
energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnah-
men/. 

https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
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Haushalte mit überdurchschnittlich hohem 
CO2-Ausstoß80. Ein solches Klimageld exis-
tiert beispielsweise bereits in der Schweiz, 
wo ca. zwei Drittel der Einnahmen aus der 
CO2-Abgabe, die von der Bevölkerung ent-
richtet wurde, gleichmäßig an alle in der 
Schweiz wohnhaften Personen zurückver-
teilt werden81. 

In der öffentlichen politischen Auseinan-
dersetzung wird teilweise ein sogenanntes 
„Soziales Klimageld“ gefordert. Dieses soll 
sozial gestaffelt ausgestaltet sein und nur 
Menschen mit niedrigen und mittleren Ein-
kommen zugutekommen82.  

In Österreich gibt es seit 2022 ein weiteres 
Klimageld-Konzept: den sogenannten „Re-
gionalen Klimabonus“. Dabei handelt es 
sich um einen regional differenzierten 
Kompensationsmechanismus, der ebenfalls 
auf die Kompensation finanzieller Mehrbe-
lastungen, die sich aus der Einführung ei-
nes nationalen Emissionshandelssystems 
für Kraftstoffe für natürliche Personen er-
geben, ausgerichtet ist83. Dieser Klimabo-
nus setzt sich aus zwei Teilen zusammen: 
dem Sockelbetrag, den alle Anspruchsbe-
rechtigten erhalten, sowie dem vom Haupt-
wohnsitz abhängigen Regionalausgleich, 
für jene Regionen, in denen die öffentliche 
Infrastruktur und das Netz für den öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) nicht 
gut ausgebaut sind84. Da dieses Konzept in 
der deutschen Debatte kaum diskutiert 
wird, findet es in den nachfolgenden Aus-
führungen keine weitere Beachtung.  

80 Kalkuhl et al., Optionen zur Verwendung der Einnah-
men aus der CO2-Bepreisung, Kopernikus-Projekt Ari-
adne, 2022, S. 8. 
81 Bundesamt für Umwelt BAFU, Rückverteilung der 
CO2-Abgabe: https://www.bafu.ad-
min.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformatio-
nen/verminderungsmassnahmen/co2-abgabe/rueck-
verteilung.html; Art. 119 ff. Verordnung über die Reduk-
tion der CO2-Emissionen (CO2-Verordnung) vom 30. 
November 2012 (Stand am 15. Februar 2023): 
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/856/de#id-9.  
82 So u. a. Bundesminister für Arbeit und Soziales Hu-
bertus Heil: https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/In-
terviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html.  
83 § 1 Österreichisches Bundesgesetz über den regiona-
len Klimabonus (Klimabonusgesetz – KliBG) vom 
14.02.2022 (BGBl. I Nr. 11/2022), zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz vom 30.06.2023, (BGBl. I Nr. 71/2023). 
84 §§ 3 ff. KliBG. 

Welches Klimageld-Konzept die Bundesre-
gierung anvisiert, ist derzeit noch unklar. 
Der Koalitionsvertrag, der das Klimageld als 
„sozialen Kompensationsmechanismus“ an-
kündigt85, enthält keine weiteren Hinweise 
auf die konkrete Ausgestaltung. Zwar wird 
aktuell unter Leitung des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales ein Zeitplan zur 
Einführung des Klimageldes erarbeitet86. Es 
gibt jedoch keine öffentlich zugänglichen 
Hinweise zum anvisierten Konzept. Ein In-
diz für die Variante der Pro-Kopf-Pauschale 
könnte die Ende 2022 vorgenommene Ge-
setzesänderung in § 139b Abs. 3a Abgaben-
ordnung sein. Dort wurde die Durchfüh-
rung von Direktzahlungen an Bürgerinnen 
und Bürger ermöglicht, wobei diese neue 
Gesetzeslage nur eine pauschale, nicht 
aber eine sozial-differenzierte Auszahlung 
ermöglicht87. Andererseits hat der federfüh-
rende88 Minister für Arbeit und Soziales öf-
fentlich erklärt, dass ein soziales Klimageld, 
das dem sozialen Ausgleich dient, einge-
führt werden soll89. Insofern ist nach wie vor 
offen, für welche Variante sich die Bundes-
regierung entscheiden wird. Beide Varian-
ten werden daher im Folgenden beleuch-
tet. 

85 Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63: 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1.  
86 BT-Drs. 10/2180, S. 1. 
87 Kritik an der fehlenden Möglichkeit für sozial-diffe-
renzierte Direktzahlungen wurde von der ExpertInnen-
Kommission Gas und Wärme bereits im Zwischenbe-
richt „Sicher durch den Winter“ vom 10.10.2022 vorge-
tragen: https://mwae.brandenburg.de/me-
dia/bb1.a.3814.de/Expertinnen-kommission-gas-und-
erdwaerme.pdf, S. 7; Zur Nutzung dieses Auszahlungs-
mechanismus für das Klimageld vgl. BT-Drs. 20/6931, 
S. 2.
88 Tagesspiegel Background, „Neuer Anlauf für das Kli-
mageld“, 25.05.2023: https://background.tagesspie-
gel.de/energie-klima/neuer-anlauf-fuer-das-klimageld. 
89 Interview von Hubertus Heil, Bundesminister für Ar-
beit und Soziales, mit der Berliner Morgen-
post,28.05.2023: https://www.bmas.de/DE/Ser-
vice/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-mor-
genpost.html.  

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/verminderungsmassnahmen/co2-abgabe/rueckverteilung.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/verminderungsmassnahmen/co2-abgabe/rueckverteilung.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/verminderungsmassnahmen/co2-abgabe/rueckverteilung.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/verminderungsmassnahmen/co2-abgabe/rueckverteilung.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/856/de#id-9
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Expertinnen-kommission-gas-und-erdwaerme.pdf
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Expertinnen-kommission-gas-und-erdwaerme.pdf
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Expertinnen-kommission-gas-und-erdwaerme.pdf
https://background.tagesspiegel.de/energie-klima/neuer-anlauf-fuer-das-klimageld
https://background.tagesspiegel.de/energie-klima/neuer-anlauf-fuer-das-klimageld
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
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II. Kompatibilität mit den Vorgaben
zur Einnahmenverwendung in der
Emissionshandelsrichtlinie

Ob ein Klimageld als Pro-Kopf-Pauschale 
oder als soziales Klimageld aus den Einnah-
men des Emissionshandelssystems 1 
und/oder Emissionshandelssystems 2 finan-
ziert werden kann, richtet sich nach den in-
sofern maßgeblichen Regelungen der 
Emissionshandelsrichtlinie. Wie oben dar-
gestellt finden sich dort sowohl für das 
Emissionshandelssystem 1 als auch für das 
Emissionshandelssystem 2 jeweils abschlie-
ßende Kataloge an Zweckvorgaben, die von 
den Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung 
von Maßnahmen und Investitionen, die aus 
den Versteigerungserlösen des Emissions-
handels finanziert werden sollen, beachtet 
werden müssen90. 

Für die Verwendung Einnahmen aus dem 
Emissionshandelssystem 1 ist der in Art. 10 
Abs. 3 EHS-RL normierte Katalog an Zweck-
vorgaben maßgeblich. Die relevante Vor-
schrift für die Einnahmenverwendung im 
Emissionshandelssystem 2 ist Art. 30d 
Abs. 6 EHS-RL. Dieser verweist zum einen 
vollumfänglich auf den Katalog, der für das 
Emissionshandelssystem 1 maßgeblich ist.  

Zum anderen enthält Art. 30d Abs. 6 UAbs. 1 
S. 2 Alt. 2 EHS-RL noch weitere, auf das
Emissionshandelssystem 2 zugeschnittene
Zweckvorgaben für die Verwendung der
Einnahmen aus diesem System. Diese spe-
ziellen Einnahmenverwendungszwecke re-
geln jedoch erkennbar andere Anwen-
dungsfelder als die Finanzierung eines nati-
onalen Klimageldes. Insbesondere ist der
Verwendungszweck „Finanzierung von
Klima-Sozialplänen“91, hier nicht anwend-
bar. Unter dem Begriff des Klima-Sozial-
plans versteht man den in Art. 4 und Art. 6
KSF-VO beschriebenen Plan, in dem die
Mitgliedstaaten die von ihnen anvisierten
Maßnahmen und Investitionen, die über die
Mittelzuweisungen aus dem Klima-Sozial-
fonds kofinanziert werden sollen, darlegen.

90 Vgl. B. I. und II.  
91 Art. 30d Abs. 6 UAbs.  1 S. 2 Alt. 2 lit. c) EHS-RL. 
92 Vgl. Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63: 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1.  

Von den in Art. 10 Abs. 3 EHS-RL aufgeliste-
ten Zweckvorgaben kommen für den Ein-
nahmenzweck „Finanzierung eines sozialen 
Kompensationsmechanismus (Klima-
geld)“92 die Buchstaben hb („Finanzierung 
nationaler Klimadividendensysteme“) und 
ha („finanzielle Unterstützung, um soziale 
Aspekte in Haushalten anzugehen“) in Be-
tracht.  

1. Klimageld als nationales
Klimadividendensystem mit positiven
Umweltauswirkungen

Das Klimageld könnte sowohl in der Ausge-
staltungsform der Pro-Kopf-Pauschale, als 
auch in der als soziales Klimageld zunächst 
unter den Einnahmenverwendungszweck 
„Finanzierung nationaler Klimadividenden-
systeme“ gemäß Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 
lit. hb EHS-RL gefasst werden. 

Nach dieser Vorschrift können die Mitglied-
staaten die Einnahmen aus dem Emissions-
handelssystem 1 zur  

„Finanzierung der nationalen Klimadividen-
densysteme mit nachgewiesenen positiven 
Umweltauswirkungen, wie in dem in Arti-
kel 19 Absatz 2 [Governance-VO]93 genann-
ten Jahresbericht dokumentiert“94 (Hervor-
hebungen durch die Verfasserinnen) 

verwenden. 

Das Klimageld scheint auf den ersten Blick 
in beiden Ausgestaltungsvarianten genau 
unter diese Zweckvorgabe zu passen. Je-
doch stellen sich bei genauerer Betrach-
tung mehrere Fragen in Bezug auf die 
Kompatibilität des Klimageldes mit den 
einzelnen Voraussetzungen des Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL: 

▶ Was genau versteht der EU-Gesetzgeber
unter einem Klimadividendensystem und
fällt ein Klimageld unter diesen Begriff?

93 Nach Art. 19 Abs. 2 Gov-VO übermitteln die Mitglied-
staaten der Kommission jährlich Informationen über 
die Verwendung der Einkünfte aus den Versteigerun-
gen von ETS-Zertifikaten.  
94 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL. 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
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▶ Bringt das Klimageld, als Pro-Kopf-Pau-
schale oder als soziales Klimageld, nach-
weisbare positive Umweltauswirkungen
mit sich?

▶ Wie wäre ein solcher Nachweis zu füh-
ren?

▶ Wie funktioniert das Zusammenspiel aus
dem Nachweis positiver Umweltauswir-
kungen und Dokumentation im Jahres-
bericht nach Art. 19 Abs. 2 Gov-VO?

a) Begriff des Klimadividendensystems

Fraglich ist, was genau unter dem Begriff 
„Klimadividendensystem“ in Art. 10 Abs. 3 
UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL zu verstehen ist. 
In der Emissionshandelsrichtlinie selbst 
wird der Begriff nicht weiter definiert, we-
der im Rahmen der Begriffsbestimmun-
gen95, noch in den Erwägungsgründen der 
Richtlinie zur Änderung der Emissionshan-
delsrichtlinie96, mit der der Begriff erstmalig 
in das Recht der Europäischen Union ein-
geführt wurde. Es finden sich überdies 
keine Anhaltspunkte für die Auslegung des 
Begriffs „Klimadividendensystem“ in ande-
ren EU-Rechtsakten oder Mitteilungen. 
Auch aus den Gesetzgebungsmaterialien 
ist nicht erkennbar, welcher Gedanke dem 
Europäischen Parlament vorschwebte, als 
dieses den Vorschlag zur Ergänzung des 
Art. 10 Abs. 3 EHS-RL um den Einnahmen-
verwendungszweck „Finanzierung nationa-
ler Klimadividendensysteme“ in das Gesetz-
gebungsverfahren eingebracht hat97. 

95 Vgl. Art. 3 EHS-RL. 
96 Richtlinie (EU) 2023/959 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Änderung 
der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Han-
del mit Treibhausgasemissionen in der Union und des 
Beschlusses (EU) 2015/1814 über die Einrichtung und 
Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das Sys-
tem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifi-
katen in der Union, Abl. EU L 130 v. 16.05.2023, S. 134. 
97 Europäisches Parlament, P9_TA(2022)0246 vom 
22.06.2022, Abänderungen des Europäischen Parla-
ments vom 22. Juni 2022 zu dem Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein Sys-
tem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifi-
katen in der Union, des Beschlusses (EU) 2015/1814 über 
die Einrichtung und Anwendung einer Marktstabili-
tätsreserve für das System für den Handel mit Treib-
hausgasemissionszertifikaten in der Union und der 
Verordnung (EU) 2015/757. 
98 Burger/Lünenbürger/Tews/Weiß/Zschüttig, CO2-Be-
preisung im Verkehrs- und Gebäudebereich sozialver-
träglich gestalten, Climate Change 47/2022, S. 35; 

In der deutschen Debatte wird der Begriff 
„Klimadividendensystem“ synonym mit 
dem des Klimageldes verwendet98. Es han-
delt sich dabei stets um Systeme zur Rück-
verteilung von Einnahmen aus der CO2-Be-
preisung durch eine direkte Auszahlung ei-
nes bestimmten Geldbetrags an die Bevöl-
kerung99. Man könnte den Begriff des 
Klimadividendensystems jedoch auch an-
ders verstehen, nämlich insofern, dass hier-
mit eine Art Belohnungssystem für klima-
schützendes Verhalten gemeint ist. Zu den-
ken wäre hier beispielsweise an einen Me-
chanismus, wonach klimafreundliches Ver-
halten durch die Zahlung einer Prämie be-
sonders honoriert wird. Beispiele hierfür 
könnten Prämien für die Nutzung des 
ÖPNV oder eines E-Fahrzeugs, die Nutzung 
eines mit erneuerbaren Energien betriebe-
nen Heizsystems oder aber ein besonders 
geringer Stromverbrauch sein.  

Das deutsche Begriffsverständnis kann je-
denfalls nicht ohne weiteres auf den EU-
Kontext übertragen werden. Europäische 
Gesetze sind nicht nach Maßgabe deut-
scher Begriffsdefinitionen, sondern eigen-
ständig auszulegen. Jedoch wird nicht nur 
in der deutschsprachigen, sondern zumin-
dest auch in englischsprachigen Veröffent-
lichungen unter dem Begriff „climate divi-
dend scheme“ stets ein System beschrie-
ben, das die Rückverteilung von Einnah-
men aus einer CO2-Bepreisung zum Gegen-
stand hat und dabei nicht notwendiger-
weise Vorgaben an die Verwendung dieser 
Klimadividende stellt100. Es liegt daher nahe, 

Dütschke/Preuß/Brunzema, Nutzung der Einnahmen 
aus der CO 2 -Bepreisung – eine Fokusgruppenstudie, 
2022, S. 8; klimafakten.de, „Studie: Viele Menschen ver-
stehen die CO2-Bepreisung nicht – aber dies lässt sich 
ändern“, 19.07.2021: https://www.klimafakten.de/mel-
dung/studie-viele-menschen-verstehen-die-co2-be-
preisung-nicht-aber-dies-laesst-sich-aendern.  
99 Burger/Lünenbürger/Tews/Weiß/Zschüttig, CO2-Be-
preisung im Verkehrs- und Gebäudebereich sozialver-
träglich gestalten, Climate Change 47/2022, S. 35; 
Matthies/Becker/Bobeth, CO2-Bepreisung zwischen 
wirkungsvollem Instrument und Überforderung, GAIA 
29/4 (2020), S. 149.  
100 Vgl. u. a. Malerba/Chen/Feng/Hubacek/Oswald, The 
impact of carbon taxation and revenue redistribution 
on poverty and inequality, IDOS Policy Brief 11/2022, S. 5: 
https://www.idos-research.de/uploads/me-
dia/PB_11.2022.pdf; Green/Knittel, Distributed Effects of 
Climate Policy: A Machine Learning Approach, MIT 
Center for Energy and Environmental Policy Research 
Working Paper 2020, S. 1; Mildenberger/Lach-
apelle/Harrison/Stadelmann-Steffen, Limited impacts 

https://www.klimafakten.de/meldung/studie-viele-menschen-verstehen-die-co2-bepreisung-nicht-aber-dies-laesst-sich-aendern
https://www.klimafakten.de/meldung/studie-viele-menschen-verstehen-die-co2-bepreisung-nicht-aber-dies-laesst-sich-aendern
https://www.klimafakten.de/meldung/studie-viele-menschen-verstehen-die-co2-bepreisung-nicht-aber-dies-laesst-sich-aendern
https://www.idos-research.de/uploads/media/PB_11.2022.pdf
https://www.idos-research.de/uploads/media/PB_11.2022.pdf
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dass der europäische Gesetzgeber unter 
dem Begriff des „Klimadividendensystems“ 
auch ein solches System der bedingungslo-
sen Rückverteilung von Geldern aus der 
CO2-Bepreisung fassen wollte.  

Folgt man dieser Auffassung, würden die in 
Deutschland diskutierten Klimageld-Kon-
zepte Klimadividendensysteme im Sinne 
der Emissionshandelsrichtlinie darstellen.  

b) Positive Umweltauswirkungen

Der Einnahmenverwendungszweck „Finan-
zierung nationaler Klimadividendensys-
teme“ normiert darüber hinaus das Merk-
mal der „positiven Umweltauswirkungen“ 101. 

Was genau unter dem Begriff der positiven 
Umweltauswirkungen zu verstehen ist, auf 
was genau sich diese Umweltauswirkungen 
beziehen sollen und wie sie zu quantifizie-
ren sind, lässt sich nicht unmittelbar aus 
der Emissionshandelsrichtlinie ableiten. Er-
forderlich dürfte jedenfalls sein, dass zu-
mindest eine irgendwie geartete vorteil-
hafte Auswirkung des Klimadividendensys-
tems auf die Umwelt bzw. das natürliche 
Ökosystem erfolgen muss. Auch im politi-
schen Diskurs in Deutschland wird teil-
weise die Forderung erhoben, dass ein Kli-
mageld auch einen „Steuerungseffekt beim 
Klimaschutz" haben müsse102. Wie genau 
dieser Steuerungseffekt aussehen soll, wird 
dabei jedoch nicht genauer erläutert. Inso-
fern bleibt auch hier offen, wie mit den ak-
tuell debattierten Klimageld-Konzepten po-
sitive Umweltauswirkungen sichergestellt 
werden können. 

Sowohl bei der Ausgestaltungsvariante des 
Klimageldes als Pro-Kopf-Pauschale als 
auch in der des sozialen Klimageldes sollen 
nach dem aktuellen Diskussionsstand 

of carbon tax rebate programmes on public support for 
carbon pricing, Nature Climate Change (2022) 12, 141 
(141); Van der Ploeg, Fiscal Costs of Climate Policies: 
Role of Tax, Political, and Behavioural Distortions, De 
Economist (2023) 171, 119 (125). 
101 Vgl. Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL. 
102 So Co-Parteivorsitzender von Bündnis 90/Die Grü-
nen Omid Nouripour im Interview mit den Zeitungen 
der Funke Mediengruppe vom 05.06.2022, 
https://www.abendblatt.de/politik/ar-
ticle235533283/nouripour-gruene-interview-corona-
herbst-masken.html.  
103 Vgl. zur Pro-Kopf-Pauschale: Edenhofer/Kal-
kuhl/Roolfs., Carbon Pricing and Revenue Recycling, 
CESifo Forum 05/2021 (Vol 22), S. 10 (11 f.); Bach/Bus-
lei/Felder/Haan, Verkehrs- und Wärmewende: CO2-

keine Vorgaben an die Verwendung des 
Klimageldes durch die Empfängerinnen und 
Empfänger geknüpft werden103. Auch geht 
aus den diskutierten Konzepten nicht 
hervor, dass die Empfängerinnen und 
Empfänger sich durch ein bestimmtes 
umweltfreundliches Verhalten für den Erhalt 
des Klimageldes qualifizieren müssten. 
Somit ist zumindest fraglich, ob durch die 
bedingungslose Auszahlung eines Klima-
geldes eine nachweisbare positive 
Umweltauswirkung erzielt werden kann.  

Teilweise wird vertreten, dass die Umwelt-
auswirkung des Klimageldes in Bezug auf 
seine Emissionswirkung zumindest als 
neutral zu betrachten ist. Da sich das Kli-
mageld nicht unmittelbar auf die Preisbil-
dung von Gütern auswirkt, werde das Ver-
hältnis der Preise für emissionsintensive 
Güter im Vergleich zu klimafreundlichen 
Alternativen nicht beeinflusst, weshalb es 
nicht zu einem Anstieg der Treibhaus-
gasemissionen kommen dürfte104. CO2-in-
tensive Produkte blieben verhältnismäßig 
teurer, sodass weiterhin ein Anreiz bestünde, 
auf CO2-arme Produkte umzusteigen105.  

Ob eine solche neutrale Wirkung jedoch 
reicht, um von positiven Umweltauswirkun-
gen auszugehen, ist höchst fraglich und im 
Ergebnis eher abzulehnen. Auch ist unklar, 
ob eine solche Anreizwirkung zum Konsum 
von weniger CO2-intensiven Produkten tat-
sächlich besteht, da dies voraussetzt, dass 
CO2-arme Produkte auch real günstiger sind 
als CO2-intensive und die Empfängerinnen 
und Empfänger die finanziellen und tat-
sächlichen Möglichkeiten haben, sich für 
eine CO2-ärmere Alternative zu entscheiden. 
Da sich der Preis von Gütern und Produkten 
aus verschiedenen Preisbestandteilen zu-
sammensetzt, von denen die CO2-

Bepreisung stärken, Klimageld einführen, Anpassungs-
kosten verringern, DIW Wochenbericht 23/2023,S. 173 
(276); Kalkuhl et al., Optionen zur Verwendung der Ein-
nahmen aus der CO2-Bepreisung, Kopernikus-Projekt 
Ariadne, 2022, S. 8; Kellner, CO2-Preis und Klimageld: 
Sozial gerechte Energiewende durch Rückerstattung 
der Einnahmen, Stiftung Energie & Klimaschutz (2022), 
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-kli-
mageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-ruecker-
stattung-der-einnahmen/; zum sozialen Klimageld: 
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Inter-
views/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html.  
104 Kalkuhl et al., Optionen zur Verwendung der Ein-
nahmen aus der CO2-Bepreisung, Kopernikus-Projekt 
Ariadne, 2022, S. 8 f. 
105 Ebd. 

https://www.abendblatt.de/politik/article235533283/nouripour-gruene-interview-corona-herbst-masken.html
https://www.abendblatt.de/politik/article235533283/nouripour-gruene-interview-corona-herbst-masken.html
https://www.abendblatt.de/politik/article235533283/nouripour-gruene-interview-corona-herbst-masken.html
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
https://www.energie-klimaschutz.de/co2-preis-und-klimageld-sozial-gerechte-energiewende-durch-rueckerstattung-der-einnahmen/
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
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Komponente nur ein Teil ist, kann nicht si-
chergestellt werden, dass das CO2-intensive 
Produkt im Vergleich zur CO2-armen Alter-
native tatsächlich günstiger ist. Auch ist zu 
beachten, dass gerade einkommensschwa-
che Haushalte in den Bereichen Heizen 
und Mobilität nicht immer die Möglichkeit 
haben, auf eine CO2-arme Alternative um-
zusteigen. Gerade in Bezug auf das Heizen 
haben sie in der Regel keinen Einfluss auf 
die Wahl der Heiztechnologie, da die meis-
ten einkommensschwachen Haushalte in 
Mietwohnungen wohnen, bei denen die 
Entscheidung, welche Heizung eingebaut 
und genutzt wird, bei den Vermieterinnen 
und Vermietern liegt106.  

Gegen eine positive Umweltwirkung des 
Klimageldes spricht außerdem, dass die 
Rückerstattung einen Einkommenseffekt 
mit sich bringt, der zu einer Erhöhung der, 
Nachfrage nach allen Gütern, auch nach 
CO2-intensiven, führen kann107. Dieser Ein-
kommenseffekt ließe sich womöglich 
durch eine leichte Erhöhung des CO2-Prei-
ses ausgleichen108.  

Man könnte die positive Umweltauswir-
kung gegebenenfalls aber damit begrün-
den, dass die Rückverteilung der Einnah-
men aus der CO2-Bepreisung zu einer Ak-
zeptanzsteigerung hinsichtlich klimapoliti-
scher Maßnahmen führt109. Eine solche Ak-
zeptanzsteigerung ist nach den bisherigen 
Angaben der Bundesregierung auch eines 
der erklärten Ziele des Klimageldes 110. Dabei 
ist zum einen jedoch kritisch anzumerken, 
dass sich eine solche Akzeptanzsteigerung 

106 Zu beachten ist hier jedoch, dass seit dem 01.01.2023 
das Gesetz zur Aufteilung der Kohlendioxidkosten 
(CO2KostAufG) vom 05.12.2022 im Verhältnis zwischen 
Mieter und Vermieter die Aufteilung der CO2-Kosten, 
die aus der Versorgung mit Wärme oder Warmwasser 
resultieren, regelt.  
107 Kalkuhl et al., Optionen zur Verwendung der Ein-
nahmen aus der CO2-Bepreisung, Kopernikus-Projekt 
Ariadne, 2022, S. 8 f.; Kellner/Roolfs/Rütten/Berg-
mann/Hirsch/Haywood/Konopka/Kalkuhl., Entlastung 
der Haushalte von der CO2-Bepreisung: Klimageld 
vs. Absenkung der EEG-Umlage, Ariadne-Analyse Juni 
2022, S. 14; Burger/Lünenbürger/Tews/Weiß/Zschüttig, 
CO2-Bepreisung im Verkehrs- und Gebäudebereich so-
zialverträglich gestalten, Climate Change 47/2022, S. 35. 
108 Kalkuhl et al., Optionen zur Verwendung der Ein-
nahmen aus der CO2-Bepreisung, Kopernikus-Projekt 
Ariadne, 2022, S. 8 f.; Burger/Lünenbür-
ger/Tews/Weiß/Zschüttig, CO2-Bepreisung im Ver-
kehrs- und Gebäudebereich sozialverträglich gestalten, 
Climate Change 47/2022, S. 35. 
109 Ebd. S. 13 ff. 

für klimaschützende Maßnahmen und die 
Kausalität zwischen der Einführung eines 
Klimageldes und eben dieser Akzeptanz-
steigerung nur schwer nachweisen ließe. 
Die aktuelle Studienlage zu diesem The-
menkomplex liefert hierzu jedenfalls keine 
eindeutigen Anhaltspunkte111. Zum anderen 
ist zu hinterfragen, ob eine derart mittel-
bare positive Umweltwirkung ausreicht, um 
tatsächlich von nachweisbaren positiven 
Umweltauswirkungen im Sinne des Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL zu spre-
chen. Hier wäre eine Klarstellung durch die 
EU-Kommission wünschenswert. Letztver-
bindlich kann indes nur der EuGH über die 
korrekte Auslegung der Bestimmungen in 
der Emissionshandelsrichtlinie entschei-
den. 

Das Merkmal positiver Umweltauswirkun-
gen dürfte nach alledem wohl nicht als ge-
geben anzusehen sein. 

c) Nachweis der positiven Umweltauswir-
kungen

Selbst wenn man trotz der soeben darge-
legten Bedenken davon ausgeht, dass ein 
Klimageld nach den primär in den Blick ge-
nommenen Konzepten der Pro-Kopf-Pau-
schale und des sozialen Klimageldes eine 
positive Umweltauswirkung mit sich bringt, 
bleibt die Frage, wie dies konkret nachzu-
weisen wäre und welche Bedeutung inso-
fern dem Verweis auf Art. 19 Abs. 2 Gov-VO 
zukommt.  

110 Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63: 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1; 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
Drs.-Nr. 20/1529 Fraktion der CDU/CSU zum Thema 
„Einführung eines Klimageldes“: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentari-
sche-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=6.  
111Mildenberger/Lachapelle/Harrison/Stadelmann-Stef-
fen, Limited impacts of carbon tax rebate programmes 
on public support for carbon pricing, Nature Climate 
Change (2022) 12, 141 (142 ff.);  Dütschke/Preuß/Brun-
zema, Nutzung der Einnahmen aus der CO2-
Bepreisung – eine Fokusgruppenstudie: https://pub-
lica.fraunhofer.de/entities/publication/415f137a-5a82-
469c-b498-19cde524b22c/details; Sommer/Mat-
tauch/Pahle, Supporting carbon taxes: The role of fair-
ness, Ecological Economics Vol. 195, 107359 (S. 6 f.); 
Nowlin/Gupta/Ripberger, Revenue use and public sup-
port for a carbon tax, Environmental Research Letters 
(2020) 15/084032 (S. 5 f.).  

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://publica.fraunhofer.de/entities/publication/415f137a-5a82-469c-b498-19cde524b22c/details
https://publica.fraunhofer.de/entities/publication/415f137a-5a82-469c-b498-19cde524b22c/details
https://publica.fraunhofer.de/entities/publication/415f137a-5a82-469c-b498-19cde524b22c/details
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Man könnte den Verweis gegebenenfalls so 
verstehen, dass aus dem Bericht zur Ein-
nahmenverwendung aus dem Vorjahr der 
Nachweis positiver Umweltauswirkungen 
eines im Folgejahr einzuführenden Klima-
geldes hervorgehen muss. Diese Auslegung 
ist jedoch insofern problematisch, als dass 
man hier ein „Henne-Ei-Problem“ hätte. 
Man wird erst dann zu den Umweltauswir-
kungen eines durch die Einnahmen aus 
dem Emissionshandelssystem 1 finanzier-
ten Klimageldes berichten können, wenn 
man die Einnahmen hieraus überhaupt für 
die Finanzierung eines solchen Klimageldes 
verwenden darf. Bevor das Klimageld aber 
erstmalig eingeführt wurde, wird sich in 
den Einnahmenverwendungsberichten ge-
mäß Art. 19 Abs. 2 Gov-VO nichts zu etwai-
gen positiven Umweltauswirkungen eines 
solchen Instruments finden. 

Auch dürfte es nicht reichen, in dem Ein-
nahmenverwendungsbericht nach Art. 19 
Abs. 2 Gov-VO schlicht zu behaupten, dass 
das Klimageld eine positive Umweltwir-
kung habe. Die positive Umweltauswirkung 
des Klimageldes müsste in einer noch zu 
definierenden Art und Weise nachgewiesen 
und dieser Nachweis dem jährlichen Be-
richt über die Verwendung der Versteige-
rungserlöse aus dem Emissionshandelssys-
tem nach Art. 19 Abs. 2 Gov-VO beigefügt 
werden. Insofern liegt eine Auslegung 
nahe, wonach der Nachweis positiver Um-
weltauswirkungen im Einnahmenverwen-
dungsbericht nicht nur behauptet werden 
soll, sondern über einen unabhängigen Be-
richt nachgewiesen werden muss. 

d) Zwischenergebnis

Das Klimageld nach den derzeit in 
Deutschland diskutierten Varianten kann 
als ein Klimadividendensystem im Sinne 
des Art. 10 Abs. 3 UAbs.  S. 2 lit. hb EHS-RL 
angesehen werden. Es erfüllt hingegen in 
den derzeitigen Ausgestaltungsüberlegun-
gen nicht die nach dieser Einnahmenver-
wendungsvorgabe erforderliche Vorausset-
zung nachweisbarer positiver Umweltaus-
wirkungen, es sei denn man lässt mittel-
bare Wirkungen wie beispielsweise eine 
mögliche Akzeptanzsteigerung für den 
CO2-Preis ausreichen.  

112 Vgl. dazu den Wortlaut des Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 
lit. ha EHS-RL: „um soziale Aspekte […] anzugehen“. 

Auch hier bedarf es einer Klarstellung 
durch die EU-Kommission, die die ord-
nungsgemäße Verwendung der Einnah-
men aus dem Emissionshandelssystem ge-
mäß Art. 10 Abs. 3 UAbs. 5 EHS-RL über-
wacht. Bei divergierenden Auffassungen 
zwischen der EU-Kommission und einem 
Mitgliedstaat muss wiederum die letztver-
bindliche Auslegung der Richtlinienbestim-
mungen durch den EuGH erfolgen. 

2. Klimageld als Maßnahme zur
finanziellen Unterstützung von
Haushalten

Das in Deutschland im Zusammenhang mit 
dem Brennstoffemissionshandelsgesetz 
diskutierte Klimageld könnte ebenso unter 
die Zweckvorgabe in Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 
S. 2 lit. ha EHS-RL subsumiert werden. Nach
dieser Vorschrift können die Einnahmen
aus dem Emissionshandel 1 verwendet wer-
den zur

„finanzielle[n] Unterstützung, um soziale 
Aspekte in Haushalten mit niedrigen und 
mittleren Einkommen anzugehen, unter an-
derem durch die Senkung verzerrend wir-
kender Steuern und durch gezielte Ermäßi-
gungen von Abgaben und Gebühren für aus 
erneuerbaren Energiequellen gewonnenen 
Strom.“ (Hervorhebungen durch die Verfas-
serinnen) 

a) Soziale Dimension des Klimageldes

Fraglich ist dabei, ob das Klimageld sowohl 
in der Ausgestaltung als Pro-Kopf-Pau-
schale als auch in der Ausgestaltungsvari-
ante als sozial gestaffeltes Klimageld die 
soziale Komponente dieser Zweckvorgabe 
erfüllt112. Dies ist insbesondere bei der Aus-
gestaltung als Pro-Kopf-Pauschale zu hin-
terfragen, da hier nicht nur Haushalte mit 
niedrigen oder mittleren Einkommen, son-
dern auch einkommensstarke Haushalte 
profitieren würden.  

Man könnte die hier in Frage stehende 
Zweckvorgabe so verstehen, dass aus-
schließlich Haushalte mit niedrigen und 
mittleren Einkommen von der finanziellen 
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Unterstützung profitieren dürfen. Dagegen 
spricht jedoch, dass die Vorschrift eine sol-
che Ausschließlichkeit nicht explizit be-
nennt. Der Wortlaut deutet vielmehr darauf 
hin, dass die Maßnahme darauf abzielen 
muss, besonders Haushalte mit niedrigen 
und mittleren Einkommen finanziell zu un-
terstützen, um dort eine soziale Abfede-
rung zu bewirken. Das bedeutet hingegen 
nicht, dass Haushalte mit höheren Einkom-
men von vornherein von solchen Unterstüt-
zungsinstrumenten auszuschließen sind. 
Vielmehr sind auch Instrumente der finan-
ziellen Unterstützung denkbar, die primär 
auf die soziale Abfederung bei Haushalten 
mit niedrigen und mittleren Einkommen 
abzielen, jedoch auch einen Vorteil für ein-
kommensstarke Haushalte enthalten.  

Ein konkretes Beispiel für diese Art der fi-
nanziellen Unterstützung wäre z.B. auch 
ein als Pro-Kopf-Pauschale ausgestaltetes 
Klimageld. Dieses wirkt nämlich progressiv, 
d. h. Haushalte mit niedrigen und mittleren
Einkommen werden proportional stärker
von den CO2-Kosten entlastet als einkom-
mensstarke Haushalte113.

Das liegt zum einen daran, dass Personen 
mit hohen Einkommen in der Regel auf-
grund ihres Wohn-, Mobilitäts- und Kon-
sumverhaltens einen deutlich höheren CO2-
Ausstoß haben114. Der Betrag des insgesamt 
über das Jahr hinweg gezahlten CO2-Prei-
ses wird daher in der Regel höher sein als 
der, der durch das pauschale Klimageld er-
stattet wird. Anders sieht es zumeist bei 
Personen mit niedrigen oder mittleren Ein-
kommen aus. Diese wohnen tendenziell in 
kleineren Wohnungen, fahren eher kleinere 
Autos und unternehmen oftmals weniger 
Fernreisen; sie gehen mithin weniger CO2-
preispflichtigen Aktivitäten nach und 

113 Edenhofer/Kalkuhl/Roolfs, Carbon Pricing and Reve-
nue Recycling, CESifo Forum 05/2021 (Vol 22), S. 10 (12 
f.); Kalkuhl/Knopf/Edenhofer, CO2-Bepreisung: Mehr Kli-
maschutz mit mehr Gerechtigkeit, MCC-Arbeitspapier, 
2021, S. 7 f.; Klenert/Mattauch, How to make a carbon 
tax reform progressive: The role of subsistence con-
sumption, Economics Letters 138 (2016), 100 (101). 
114 Oehlmann/Linsenmeier/Kahlenborn/Götting/Klaas, 
Wirkungen veränderter Einkommen auf den Ressour-
cenverbrauch, Umweltbundesamt Texte 04/2021, S. 38 
ff., 64 ff.; Büchs/Cass/Mullen/Lucas/Ivanova, Emissions 
savings from equitable energy demand reduction, Na-
ture Energy 2023, 758 (761); Flues/Thomas, The distribu-
tional effects of energy taxes, OECD Taxation Working 
Papers No. 23 (S.20, 26): 
https://dx.doi.org/10.1787/5js1qwkqqrbv-en.  

haben entsprechend eine geringere CO2-
Kostenbelastung. Bei diesen Personen-
gruppen dürfte das Klimageld daher rege-
mäßig höher sein als der über das Jahr hin-
weg gezahlte CO2-Preis115. Hier ist jedoch zu 
beachten, dass einkommensstarke Haus-
halte künftig tendenziell eher in klima-
freundliche Technologien wie z. B. eine 
energieeffiziente Sanierung, neuere Hei-
zungstechnik oder E-Autos investieren und 
somit ihren CO2-Fußabdruck in den hier re-
levanten Bereichen verkleinern können. 
Dann könnte es zu der Situation kommen, 
dass auch einkommensstarke Haushalte ei-
nen Netto-Gewinn durch das Klimageld 
machen würden, was perspektivisch gegen 
den sozialen Charakter des Klimageldes 
sprechen könnte. 

Zum anderen spricht für die soziale Dimen-
sion des als Pro-Kopf-Pauschale ausgezahl-
ten Klimageldes, dass die relative Entlas-
tung von Personen mit niedrigen und mitt-
leren Einkommen bezogen auf deren Net-
toeinkommen wesentlich größer ist als das 
bei einkommensstarken Haushalten der 
Fall ist116. Einkommensschwache Haushalte 
profitieren somit proportional betrachtet 
stärker vom Klimageld als einkommens-
starke Haushalte. 

Bei dem sozial gestaffelt ausgestalteten Kli-
mageld-Modell wäre die soziale Dimension 
der Zweckvorgabe „finanzielle Unterstüt-
zung von Haushalten“ (lit. ha) demgegen-
über unproblematisch erfüllt. Nach den bis-
her bekannten Überlegungen sollen hier 
nämlich nur Haushalte mit niedrigen und 

115 Kalkuhl/Knopf/Edenhofer., CO2-Bepreisung: Mehr 
Klimaschutz mit mehr Gerechtigkeit, MCC Arbeitspa-
pier Juni 2021, S. 7. 
116 Kalkuhl/Knopf/Edenhofer, CO2-Bepreisung: Mehr Kli-
maschutz mit mehr Gerechtigkeit, MCC-Arbeitspapier 
2021, S. 6; Bach/Isaak/Kempfert/Kunert/Schill/Wäg-
ner/Zaklan, CO2-Bepreisung im Wärme- und Verkehrs-
sektor, DIW Berlin: Politikberatung kompakt Nr. 140, 
S. 76 ff.; Bach/Buslei/Felder/Haan, Verkehrs- und Wär-
mewende: CO2-Bepreisung stärken, Klimageld einfüh-
ren, Anpassungskosten verringern, DIW Wochenbe-
richt 23/2023, UABS. 173 (276); Gechert/Rietzler/Schrei-
ber/Stein, Wirtschaftliche Instrumente für eine klima- 
und sozialverträgliche CO2-Bepreisung, Abschlussbe-
richt IMK (2019), S. 16: https://www.boeck-
ler.de/pdf/p_imk_study_65_2019.pdf.

https://dx.doi.org/10.1787/5js1qwkqqrbv-en
https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_study_65_2019.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_study_65_2019.pdf
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mittleren Einkommen eine Klimageldzah-
lung erhalten117. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass das Klimageld sowohl in der Variante 
des sozialen Klimageldes als auch in der 
Variante der Pro-Kopf-Pauschale eine Maß-
nahme ist, die die soziale Komponente des 
Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS.RL 
grundsätzlich berücksichtigt, da Haushalte 
mit niedrigen und mittleren Einkommen in 
der Regel stärker von dem Klimageld profi-
tieren als einkommensstarke Haushalte. 

b) Keine Ermäßigung bestehender öffentli-
cher Abgaben

Überdies stellt sich im Zusammenhang mit 
der Erfassung des Klimageldes unter die-
sem Ausgabenzweck die Frage, ob die Zah-
lung eines Geldbetrags wie des Klimageldes 
an die Bürgerinnen und Bürger hiernach 
überhaupt zulässig wäre.  

Der Wortlaut der Zweckvorgabe in lit. ha 
scheint grundsätzlich davon auszugehen, 
dass die Einnahmen aus dem Emissions-
handel zur Entlastung von Haushalten von 
bestehenden Belastungen verwendet wer-
den sollen. Die in dieser Norm beispielhaft 
genannten Maßnahmen zielen nämlich al-
lesamt auf eine Entlastung von bestehen-
den öffentlichen Belastungen wie Steuern, 
Abgaben oder Gebühren ab. Ein klassischer 
Anwendungsfall für diesen Einnahmenver-
wendungszweck wäre somit z. B. die Befrei-
ung privater Haushalte von der EEG-Umla-
gezahlungspflicht118. 

Allerdings werden die in lit. ha explizit ge-
nannten Formen zur finanziellen Unterstüt-
zung durch die Entlastung von öffentlichen 
Abgaben nur beispielhaft genannt, was 
durch die Formulierung „unter anderem“ 
deutlich wird119. Daher ist fraglich, ob auch 

117 So Bundesminister für Arbeit und Soziales Hubertus 
Heil, der vorschlägt, das monatliche Bruttoeinkommen 
als Differenzierungskriterium zugrunde zu legen. Da-
nach sollen nur Personen, die als Alleinstehende weni-
ger als 4000 Euro brutto bzw. als Verheiratete weniger 
als 8000 Euro brutto im Monat verdienen, überhaupt 
ein Klimageld erhalten: https://www.bmas.de/DE/Ser-
vice/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-mor-
genpost.html. 
118 Diese Befreiung gilt seit dem 1. Januar 2023 auf-
grund des Entfallens der Regelungen in den §§ 59 bis 
69 im EEG 2023. Die bisher von den Privathaushalten 
getragenen EEG-Kosten werden seitdem aus dem 
Klima- und Transformationsfonds gezahlt, vgl. Bundes-
haushaltsplan 2023, Einzelplan 60 Allgemeine Finanz-
verwaltung, 6002 Allgemeine Bewilligungen, Anlage 3 

andere Formen der finanziellen Unterstüt-
zung von Haushalten, wie die Zahlung ei-
nes Geldbetrags, mit dieser Einnahmenver-
wendungsvorgabe kompatibel sind. Zum 
besseren Verständnis der Vorschrift in 
lit. ha lohnt sich ein Blick in die alte Fas-
sung der Norm und die Entstehungsge-
schichte ihrer Änderung. Die alte Fassung 
enthielt keine konkreten Beispiele, sondern 
sprach lediglich davon, dass die Mitglied-
staaten die Einnahmen aus dem Emissions-
handel „zur finanziellen Unterstützung, um 
soziale Aspekte in Haushalten mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen anzuge-
hen“ verwenden können120. Im Kommissi-
onsentwurf zur Anpassung dieser Zweck-
vorgabe wurde die bestehende Regelung 
dann zunächst durch das Beispiel „auch zur 
Senkung verzerrend wirkender Steuern“ er-
gänzt121. Aus dem Kommissionsvorschlag 
könnte man somit ableiten, dass die EU-
Kommission primär eine Entlastung durch 
Steuersenkungen ermöglichen wollte122. In 
der finalen Fassung wurde der Einnahmen-
verwendungszweck dann erneut modifi-
ziert. Die Senkung verzerrend wirkender 
Steuern wird dort nur noch als eine von 
mehreren Maßnahmen beispielhaft ge-
nannt123. Diese Ergänzung weiterer Maß-
nahmen lässt darauf schließen, dass der ur-
sprünglich von der EU-Kommission in den 
Blick genommene Anwendungsfall der 
Steuersenkungen als zu eng angesehen 
wurde. 

Auch aus den finalen Erwägungsgründen, 
in denen die Intention des europäischen 
Gesetzgebers zu der entsprechenden Re-
gelung zum Ausdruck kommt, geht hervor, 
dass nicht nur die Senkung verzerrend wir-
kender Steuern, sondern zumindest auch 
die gezielte Ermäßigung von Abgaben und 
Gebühren für aus erneuerbaren 

Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds 
(6092). 
119 Vgl. Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 A. 2 lit. ha EHS-RL. 
120 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 lit. h Alt. 2 EHS-RL a.F. 
121 Vgl. Art. 1 Nr. 11 c) des Vorschlags der Europäischen 
Kommission zur Änderung der EHS-RL, COM(2021) 551 
final vom 14. Juli 2021: „Absatz 3 Buchstabe h erhält fol-
gende Fassung: „h) (…) oder zur finanziellen Unterstüt-
zung, um soziale Aspekte in Haushalten mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen anzugehen, auch zur Sen-
kung von verzerrend wirkenden Steuern;“. 
122 Ebd. und Erwägungsgrund 28 dieses Kommissions-
vorschlags. 
123 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 lit. ha EHS-RL. 

https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Interviews/2022/2022-05-28-berliner-morgenpost.html
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Energiequellen gewonnenen Strom ermög-
licht werden sollte124. Der insofern maßgeb-
liche Erwägungsgrund 40 nennt dabei al-
lerdings allein die soeben genannten Maß-
nahmen als mögliche Formen der finanziel-
len Unterstützung von Haushalten, ohne 
klarzustellen, dass diese nur beispielhaft er-
wähnt werden. Im Gegensatz dazu ist der 
Rechtstext in Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha 
EHS-RL offener ausgestaltet. Dort werden 
die genannten Maßnahmen explizit als 
mögliche, aber nicht abschließende Bei-
spielmaßnahmen angeführt125. Rechtsver-
bindlich ist letztlich allein die Regelung im 
Rechtstext, nicht aber die Ausführungen in 
den Erwägungsgründen126.  

Beim Klimageld geht es, unabhängig von 
seiner konkreten Ausgestaltung als pau-
schales oder sozial gestaffeltes Klimageld, 
stets um eine solche finanzielle Unterstüt-
zungsmaßnahme, die nicht auf die unmit-
telbare Befreiung von bestehenden öffent-
lichen Belastungen abzielt, sondern auf die 
Auszahlung eines Geldbetrags. Nach den 
Ausführungen im Koalitionsvertrag und ak-
tuellen Aussagen der Bundesregierung soll 
das Klimageld als „sozialer Kompensations-
mechanismus Bürgerinnen und Bürger für 
den künftigen CO2-Preisanstieg im Bereich 
Wärme und Verkehr […] entlasten“  127. Mithin 
dient es zwar auch der Entlastung von den 
Auswirkungen der CO2-Bepreisung. Aller-
dings ist dieser Entlastungseffekt nur mit-
telbar, da es sich nicht um eine tatsächliche 
Befreiung von der Pflicht zum Erwerb von 
Emissionszertifikaten aus dem Emissions-
handelssystem (bzw. im deutschen Kon-
text: von Emissionsberechtigungen aus 
dem Brennstoffemissionshandel) handelt, 
sondern vielmehr eine nachgelagerte 
Rückerstattung der CO2-Preiseinnahmen 
an die Bevölkerung.  

124 Vgl. EWG 40 Richtlinie (EU) 2023/959 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur 
Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionen in der 
Union und des Beschlusses (EU) 2015/1814 über die Ein-
richtung und Anwendung einer Marktstabilitätsreserve 
für das System für den Handel mit Treibhausgasemissi-
onszertifikaten in der Union, ABl. EU L 130 v. 16.05.2023, 
S. 134, wobei unklar bleibt, was unter „verzerrend wir-
kenden Steuern“ zu verstehen ist. 
125 Das ergibt sich aus der Formulierung „unter ande-
rem“. 
126 EuGH, Urt. v. 19. Juni 2014 – C-345/13 – Karen Millen 
Fashions, juris Rn. 31; Urt. v. 24. November 2005 – C-

Jedoch ist mit Blick auf den Wortlaut der 
Einnahmenverwendungsvorgabe „finanzi-
elle Unterstützung von Haushalten“ festzu-
halten, dass dieser nicht zwingend eine sol-
che Entlastung von bestehenden öffentli-
chen Abgaben fordert. Wie bereits erwähnt 
ist die Auflistung der genannten Maßnah-
men nur beispielhaft. Dies gilt umso mehr, 
als dass es sich bei der Emissionshandels-
richtlinie um eine Richtlinie handelt, die 
den Mitgliedstaaten bei ihrer Umsetzung 
grundsätzlich einen Spielraum einräumt. 
Insofern ist diese Zweckbestimmung hier 
weit auszulegen, sodass der Spielraum der 
Mitgliedstaaten nicht durch ungeschrie-
bene Voraussetzungen unzulässig einge-
engt wird.  

Nach alldem ist festzuhalten, dass Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL dahinge-
hend auszulegen ist, dass es den Mit-
gliedsaaten freisteht, auch andere Instru-
mente zur finanziellen Unterstützung von 
Haushalten mit niedrigen und mittleren 
Einkommen zu entwickeln als die beispiel-
haft genannten.  

c) Zwischenergebnis

Die Finanzierung eines Klimageldes wäre 
demnach sowohl in der Ausgestaltung als 
Pro-Kopf-Pauschale, als auch in der als so-
zial gestaffeltes Klimageld grundsätzlich 
unter der Zweckvorgabe in Art. 10 Abs. 3 
UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL möglich. 

136/04- Deutsches Mich-Kontor, juris Rn. 32; Urt. v. 
19. November 1998 - C-162/97 – Nielson u. a., juris Rn. 54;
Urt. v. 25. November 1998 – C-308/97 – Manfredi, juris
Rn. 30.
127 Vgl. hierzu Koalitionsvertrag vom 07.12.2021, S. 63, : 
https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b
5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1; 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
Drs.-Nr. 20/1529 Fraktion der CDU/CSU zum Thema 
„Einführung eines Klimageldes“: 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentari-
sche-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=6. 

https://www/
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Parlamentarische-Anfragen/2022/05/20-1529.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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3. Zusammenspiel der beiden
Zweckvorgaben „finanzielle
Unterstützung von Haushalten“ und
„Klimadividendensystem mit positiven
Umweltauswirkungen“

Wie soeben dargelegt, kommt die Finanzie-
rung eines nationalen Klimageldes aus den 
Einnahmen des Emissionshandels grund-
sätzlich sowohl unter dem Einnahmenver-
wendungszweck „finanzielle Unterstüt-
zung, um soziale Aspekte in Haushalten an-
zugehen“128 als auch unter der Zweckvor-
gabe „Finanzierung nationaler Klimadivi-
dendensysteme“129 in Betracht. Die Voraus-
setzungen der letztgenannten Zweckvor-
gabe dürften jedoch bei den aktuell in 
Deutschland diskutierten Klimageldkon-
zepten mangels nachweisbarer positiver 
Umweltauswirkungen nicht gegeben sein.  

Es stellt sich daher die Frage, in welchem 
Verhältnis die beiden Vorschriften zueinan-
der stehen. Insbesondere ist fraglich, ob 
hier die Zweckvorgabe „Klimadividenden-
system mit positiven Umweltauswirkun-
gen“ gegebenenfalls eine Sperrwirkung ge-
genüber der Zweckvorgabe „finanzielle Un-
terstützung von Haushalten“ entfaltet oder 
ob die beiden Zweckvorgaben unabhängig 
nebeneinander stehen. 

a) Sperrwirkung aufgrund des Vorrangs
der spezielleren Norm

Grundsätzlich kann eine Maßnahme auf 
mehrere Zweckvorgaben einzahlen. So 
kann die Verwendung der Einnahmen aus 
dem Emissionshandel zur Förderung des 
Ausbaus von Erzeugungskapazitäten für er-
neuerbare Energie sowohl unter die Zweck-
vorgabe „Reduzierung von Treibhaus-
gasemissionen“130, als auch unter die 
Zweckvorgabe „Entwicklung erneuerbarer 
Energien“131 gefasst werden, ohne dass es 
hier zu einer Anwendungskonkurrenz 
käme.  

128 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL. 
129 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL. 
130 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. a EHS-RL. 
131 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. b EHS-RL. 
132 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL. 
133 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL. 
134 Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 
S. 266 ff.; Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, 
§ 10 Rn. 31.

Es stellt sich aber die Frage, ob bei be-
stimmten Zweckbestimmungen des Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 EHS-RL auch ein Konkurrenz-
verhältnis bestehen kann, wonach die Er-
fassung unter der einen Zweckvorgabe die 
Anwendbarkeit einer anderen sperrt.  

Mit Blick auf die Finanzierung des Klima-
geldes aus den Einnahmen des Emissions-
handels könnte dies hinsichtlich der oben 
diskutierten Zweckvorgaben „finanzielle 
Unterstützung von Haushalten“132 und 
„Klimadividendensysteme mit positiven 
Umweltauswirkungen“133 gelten. Konkret 
stellt sich hierbei die Frage, ob eine Erfas-
sung des Klimageldes unter dem Ausga-
benzweck „finanzielle Unterstützung von 
Haushalten“ auch dann möglich ist, wenn 
das Klimageld als Klimadividendensystem 
anzusehen ist. Eine Sperrwirkung könnte 
sich hier aus dem Lex-Specialis-Grundsatz 
ergeben. Dieser Grundsatz besagt, dass ein 
spezielles Gesetz dem allgemeinen vorgeht 
und damit Anwendungsvorrang hat. Gibt 
es mehrere Gesetze, die auf einen be-
stimmten Sachverhalt anwendbar sind, ist 
nur das speziellere Gesetz anzuwenden. 
Eine Rechtsnorm ist im Verhältnis dann 
spezieller, wenn ihr Tatbestand über alle 
Merkmale der allgemeinen Norm verfügt 
und zusätzlich noch mindestens ein weite-
res Merkmal enthält134. Dieser Grundsatz 
gilt nach allgemeiner Auffassung auch für 
europäische Rechtsnormen135.  

Die Zweckvorgabe „Klimadividendensys-
tem mit positiven Umweltauswirkungen“ 
wäre dann als lex specialis gegenüber der 
Zweckvorgabe „finanzielle Unterstützung 
von Haushalten“ anzusehen, wenn sie alle 
Merkmale dieser Zweckvorgabe enthält 
und zusätzlich noch mindestens ein weite-
res. Als Merkmale des Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 
S. 2 lit. ha EHS-RL lassen sich die finanzielle
Unterstützung von Haushalten mit niedri-
gen und mittleren Einkommen und eine
soziale Komponente („um soziale Aspekte
anzugehen“) ableiten. Die

135 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, 6. Aufl. 2022, AEUV 
Art. 288 Rn. 14; Geismann, in: Groeben, von 
der/Schwarze/Geismann, 7. Aufl. 2015, AEUV Art. 288 
Rn. 30; W. Schroeder, in: Streinz/W. Schroeder, 3. Aufl. 
2018, AEUV Art. 288 Rn. 24; Nettesheim, in: 
Grabitz/Hilf/Nettesheim, 78. EL Januar 2023, AEUV 
Art. 288 Rn. 228; EuGH, Urt. v. 3. Juli .2012 – C-128/11 – 
UsedSoft, juris Rn. 51 und 56. 
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Einnahmenverwendungszweckvorgabe 
„Klimadividendensysteme“ enthält eben-
falls das Merkmal der finanziellen Unter-
stützung, allerdings in der speziellen Form 
eines Klimadividendensystems. Auch eine 
soziale Komponente dürfte bei der Unter-
stützung durch Klimadividendensysteme 
regelmäßig gegeben sein. Das „weitere 
Merkmal“ wäre hier aber die konkrete Form 
des Finanzierungsinstruments.  

Das Verhältnis der beiden Einnahmenver-
wendungszwecke könnte demnach so zu 
verstehen sein, dass der Gesetzgeber für 
den Fall der finanziellen Unterstützung in 
Form von Klimadividendensystemen eine 
explizite Regelung schaffen wollte. Klimadi-
videndensysteme sollten, wenn man dieser 
Auffassung folgt, nur dann aus den Einnah-
men des Emissionshandels finanziert wer-
den dürfen, wenn sie auch positive Um-
weltauswirkungen und damit einen Steue-
rungseffekt beim Umweltschutz mit sich 
bringen. Es erscheint jedenfalls bedenklich, 
wenn die Mitgliedstaaten dieses zusätzli-
che Erfordernis der positiven Umweltaus-
wirkungen von Klimadividendensystemen 
einfach umgehen könnten, indem sie ihr je-
weiliges System schlicht mit seinen positi-
ven sozialen Auswirkungen und somit un-
ter der Zweckvorgabe „finanzielle Unter-
stützung von Haushalten“ rechtfertigen 
könnten. 

b) Anwendbarkeit je nach Schwerpunkt
der Maßnahme

Demgegenüber könnte man das Verhältnis 
der beiden Einnahmenverwendungszwe-
cke aber auch so verstehen, dass Maßnah-
men, die primär der sozialen Abfederung 
der Auswirkungen der CO2-Bepreisung die-
nen, unter dem Verwendungszweck „finan-
zielle Unterstützung von Haushalten mit 
niedrigen und mittleren Einkommen“ 
(lit. ha) zu subsumieren sind. Dagegen sol-
len Maßnahmen, die primär auf eine um-
weltschützende Wirkung abzielen unter die 

136 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. h Hs. 2 EHS-RL a. F. 
137 Zumindest wenn man berücksichtigt, dass nach der 
ETS-Reform nunmehr 100 Prozent der Einnahmen für 
die normierten Zweckvorgaben ausgegeben werden 
müssen. Zudem gab es nach der alten Fassung des 
Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 lit. f EHS-RL a.F. bereits die Mög-
lichkeit, private Haushalte bei der Umstellung auf 
emissionsarme und öffentliche Verkehrsmittel zu un-
terstützen. Insofern gab es hier schon eine Möglichkeit 
der Unterstützung umweltfreundlichen Verhaltens. 

Zweckvorgabe „Klimadividendensystem 
mit positiven Umweltauswirkungen“ 
(lit. hb) gefasst werden. 

Für dieses Verständnis spricht, dass es für 
die Finanzierung von Klimadividendensys-
temen – wie das in Deutschland diskutierte 
Klimageld oder der in Österreich bereits 
etablierte Klimabonus – keiner Änderung 
der Zweckvorgabe „finanzielle Unterstüt-
zung von Haushalten“ in seiner alten Fas-
sung136 bedurft hätte. Vielmehr lassen sich 
Klimageld bzw. Klimabonus unproblema-
tisch unter die dortige „alte" Regelung 
(„Maßnahmen (…) zur finanziellen Unter-
stützung, um soziale Aspekte bei Haushal-
ten mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men anzugehen") fassen. Was nach dem al-
ten Zweckvorgabenkatalog aber nicht zu-
lässig gewesen wäre, wären Klimadividen-
densysteme, die nicht auf eine soziale Abfe-
derung, sondern auf die Herbeiführung po-
sitiver Umweltauswirkungen ausgerichtet 
sind137. In diese Richtung lässt sich auch der 
Erwägungsgrund 40 der Richtlinie zur Än-
derung der Emissionshandelsrichtlinie 138 le-
sen, wo es heißt, dass die Einnahmenver-
wendungszwecke in Art. 10 Abs. 3 EHS-RL 
um „weitere Zwecke mit positiven Auswir-
kungen auf die Umwelt“ erweitert wurden.  

Insofern kann man die neu eingeführte 
Zweckvorgabe „Klimadividendensysteme 
mit positiven Umweltauswirkungen“ auch 
so verstehen, dass damit die Finanzierung 
einer weiteren Maßnahme, die nicht primär 
auf die soziale Kompensation ausgerichtet 
ist, sondern auf die Unterstützung von 
Haushalten, die einen Beitrag zum Umwelt-
schutz leisten, ermöglicht werden sollte.  

Folgt man diesem Verständnis, dann bleibt 
jedoch unklar, warum der EU-Gesetzgeber 
explizit von Klimadividendensystemen und 
nicht von Maßnahmen und Investitionen 
wie bei Buchstabe ha spricht. Der Umstand, 
dass der Gesetzgeber hier einen neuen Be-
griff einführt, mit dem ausdrücklich das In-
strument der Klimadividendensysteme 

138 Richtlinie (EU) 2023/959 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Änderung 
der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Han-
del mit Treibhausgasemissionen in der Union und des 
Beschlusses (EU) 2015/1814 über die Einrichtung und 
Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das Sys-
tem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifi-
katen in der Union, ABl. EU Nr. L 130 v. 16.05.2023, S. 134. 
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geregelt wird, lässt eher den Rückschluss 
auf ein Spezialitätsverhältnis und damit auf 
eine Sperrwirkung zu. Andererseits lässt 
sich dann wiederum nicht ganz nachvoll-
ziehen, welche Intention der EU-Gesetzge-
ber damit verfolgt hat, nachweisbare posi-
tive Umweltauswirkungen derartiger 
Klimadividendensysteme zu fordern. So-
wohl der bereits existierende Klimabonus in 
Österreich als auch das aktuell in Deutsch-
land diskutierte Klimageld zielen nämlich 
gerade nicht auf positive Umweltauswir-
kungen, sondern auf eine soziale Kompen-
sation ab. Die Finanzierung dieser Klimadi-
videndensysteme aus den Einnahmen des 
Emissionshandels wäre nach dem hier zu-
grunde gelegten Verständnis durch die 
neue Zweckvorgabe „Finanzierung nationa-
ler Klimadividendensysteme“ unzulässig 
geworden, sofern man diese Klimabonus- 
bzw. Klimageldsysteme nicht um einen 
umweltschützenden Aspekt ergänzt. Ob 
dies tatsächlich die – leider nicht schriftlich 
festgehaltene – Intention des EU-Gesetzge-
bers war, ist fraglich.  

Zudem ist zu berücksichtigen, dass es sich 
bei den Vorgaben zur Einnahmenverwen-
dung um Bestimmungen aus einer europä-
ischen Richtlinie handelt, bei deren Umset-
zung die Mitgliedstaaten grundsätzlich ei-
nen gewissen Spielraum haben. Allerdings 
adressieren die hier in Frage stehenden 
Vorgaben zur Einnahmenverwendung un-
mittelbar die Mitgliedstaaten und bedürfen 
hinsichtlich ihres Regelungsgehalts keiner 
weiteren Umsetzung in nationales Recht.  

Um Rechtsunsicherheit zu vermeiden und 
insbesondere bis zur Einführung des Emis-
sionshandelssystems 2 Klarheit über das 
Verhältnis der beiden Einnahmenverwen-
dungsvorgaben zu schaffen, sollte die EU-
Kommission, die letztlich die ordnungsge-
mäße Verwendung der Einnahmen aus 
dem Emissionshandel überwacht139, ihr Ver-
ständnis klarstellen.  

139 Vgl. Art. 10 Abs. 3 UAbs. 5 EHS-RL. 
140 Siehe hierzu unter A. A. I. und A. II. 
141 Art. 8 Abs. 2 S. 1 und 4 KSF-VO. 

III. Finanzierung eines nationalen
Klimageldes aus Klima-Sozialfonds-
Mitteln

Da ein Teil der Versteigerungserlöse aus 
dem Emissionshandel in die Finanzierung 
des neu errichteten Klima-Sozialfonds 
geht140, stellt sich die Frage, ob man diese 
Gelder auch zur Finanzierung eines natio-
nalen Klimageldes heranziehen könnte.  

Die Vorgaben zur Verwendung der Mittel 
aus dem Klima-Sozialfonds sind in Art. 8 
KSF-VO geregelt. Die in Art. 8 Abs. 1 KSF-VO 
aufgelisteten Maßnahmen mit anhaltender 
Wirkung regeln keinen Anwendungsfall, 
unter den sich ein Klimageld subsumieren 
ließe. Demgegenüber können nach Art. 8 
Abs. 2 KSF-VO grundsätzlich auch direkte 
Einkommensbeihilfen aus den Mitteln des 
Klima-Sozialfonds gezahlt werden. Das Kli-
mageld stellt in beiden diskutierten Ausge-
staltungsvarianten, der Pro-Kopf-Pauschale 
sowie dem sozialen Klimageld, eine solche 
direkte Einkommensbeihilfe dar. Die Ge-
währung einer solchen Einkommensbei-
hilfe unter dem Klima-Sozialfonds unter-
liegt jedoch zahlreichen einschränkenden 
Voraussetzungen, die in Art. 8 Abs. 2 KSF-
VO genau dargelegt sind.  

So müssen die Einkommensbeihilfen auf 
die Minderung der Auswirkungen der 
durch das Emissionshandelssystem 2 ge-
stiegenen Kraft- und Heizstoffpreise abzie-
len141. Zudem können die Zahlungen nur vo-
rübergehend und nur an von Energiearmut 
betroffene Haushalten und benachteiligte 
Verkehrsnutzerinnen und -nutzer gezahlt 
werden142. Für diese Personengruppen 
müssen zudem strukturelle und langfristige 
Maßnahmen im Sinne des Art. 8 Abs. 1 KSF-
VO in den Klima-Sozialplänen vorgesehen 
sein143. Schließlich dürfen die Kosten dieser 
direkten Einkommensbeihilfen nach Art. 8 
Abs. 2 S. 5 KSF-VO nicht mehr als 37,5 
Prozent der geschätzten Gesamtkosten des 
Klima-Sozialplans ausmachen. 

Die Ausgestaltungsvariante des Klimagel-
des, wonach dieses pauschal an alle Bür-
gerinnen und Bürger gezahlt und zeitlich  

142 Art. 8 Abs. 2 S. 1 und 2 KSF-VO. 
143 Art. 8 Abs. 2 S. 3 KSF-VO. 
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nicht befristet sein soll, wäre hiernach nicht 
aus den Mittelzuweisungen des Klima-Sozial-
fonds -finanzierbar. Gleiches gilt auch für 
ein sozial gestaffeltes, am Einkommen ori-
entiertes Klimageld, da hiervon immer 
noch mehr als nur benachteiligte Haus-
halte und benachteiligte Verkehrsnutzerin-
nen und -nutzer im Sinne des Art. 8 i.V.m. 
Art. 2 Nr. 10, Nr. 12 KSF-VO profitieren wür-
den.  

Das ist mit Blick auf die Intention, die der 
Möglichkeit zur Zahlung direkter Einkom-
mensbeihilfen aus den Mittelzuweisungen 
des Klima-Sozialfonds zugrunde liegt, auch 
nachvollziehbar. Die direkten Einkommens-
beihilfen sollen nämlich in erster Linie dafür 
genutzt werden, eine kurzfristige Erleichte-
rung für die Haushalte, die von Energiear-
mut betroffen sind, zu ermöglichen, bis die 
primär zu fördernden strukturelle Maßnah-
men ihre Wirkung entfalten können 144. Ins-
besondere macht der EU-Gesetzgeber in 
seinem Erwägungsgrund 21 zur Klima-Sozi-
alfonds-Verordnung deutlich, dass direkte 
Einkommensbeihilfen als befristete Maß-
nahme verstanden werden sollten, „da sie 
nicht die grundlegenden Ursachen für 
Energiearmut und Mobilitätsarmut be-
hebt“. Direkte Einkommensbeihilfen sollten 
daher „nicht dazu verwendet werden, die 
Situation bei Strom- oder Heizkosten anzu-
gehen“, die mit der Einführung des Emissi-
onshandelssystems 2 verbunden sind145. Die 
Idee war es mithin nicht, die Finanzierung 
eines dauerhaften sozialen Kompensations-
mechanismus wie dem Klimageld zu er-
möglichen, sondern lediglich den Über-
gangszeitraum bis strukturelle Maßnah-
men, die auf die Abmilderung der Energie-
armut angelegt sind, ihre Wirkung entfal-
ten. 

Die Finanzierung eines zeitlich befristeten 
und über den Lauf der Zeit in der Höhe ab-
nehmenden Klimageldes aus den Mittelzu-
weisungen des Klima-Sozialfonds wäre 
demnach zwar grundsätzlich denkbar. Al-
lerdings entspricht dies weder der Inten-
tion des EU-Gesetzgebers noch den aktuell 
diskutierten Konzepten für ein Klimageld in 
Deutschland.  

144 Vgl. Erwägungsgrund 13, 17 und 21 zur Klima-Sozial-
fonds-Verordnung.  
145 Vgl. Erwägungsgrund 21 zur Klima-Sozialfonds-Ver-
ordnung. 

IV. Exkurs: Finanzierung eines
Klimageldes aus dem nationalen
Emissionshandelssystem

Anders als die Emissionshandelsrichtlinie 
sieht das für den nationalen Emissionshan-
del maßgebliche Brennstoffemissionshan-
delsgesetz keine Zweckbindungsvorgaben 
hinsichtlich der Verwendung der Einnah-
men vor. Die Einnahmen aus dem nationa-
len CO2-Preissystem gemäß dem Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz fließen gemäß 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 KTFG ebenso wie die Einnah-
men aus dem Emissionshandel in den
Klima- und Transformationsfonds 146. Wäh-
rend sich im Brennstoffemissionshandels-
gesetz zur Frage der Einnahmenverwen-
dung keine explizite Regelung findet, be-
stimmt § 2 Abs. 1 KTFG, dass der Klima- und
Transformationsfonds zusätzliche Pro-
grammausgaben zur Förderung von Maß-
nahmen, die der Erreichung der Klima-
schutzziele nach dem Bundes-Klimaschutz-
gesetz (KSG) dienen, ermöglichen soll. För-
derfähig seien insbesondere Maßnahmen,
die geeignet sind, die Transformation
Deutschlands zu einer nachhaltigen und
klimaneutralen Volkswirtschaft voranzutrei-
ben. Somit kann die Bundesregierung in-
nerhalb dieser recht weit gesteckten
Grenze über die Einnahmen aus dem natio-
nalen CO2-Preissystem frei verfügen. Ein
nationales Klimageld – sowohl in Form ei-
ner Pro-Kopf-Pauschale als auch in Form
eines sozial gestaffelten Klimageldes –
dürfte als Maßnahme, die geeignet ist, die
Transformation Deutschlands zu einer
nachhaltigen und klimaneutralen Volks-
wirtschaft voranzutreiben, weil sie eng mit
dem Instrument der CO2-Bepreisung ver-
knüpft ist und die sozialen Aspekte der
Transformation adressiert, unter den Zweck
des Klima- und Transformationsfonds fal-
len147. Somit wäre die Finanzierung eines
solchen Klimageldes aus den Einnahmen
des nationalen CO2-Preissystems grund-
sätzlich zulässig.

Allerdings ist derzeit noch unklar, was mit 
dem nationalen CO2-Preissystem passiert, 
wenn das europäische 

146 Mit Ausnahme der Gelder, die zur Finanzierung der 
Deutschen Emissionshandelsstelle benötigt werden 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 2 KTFG). 
147 Vgl. § 2 Abs. 1 S. 1 und 2 KTFG.
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Emissionshandelssystem 2, das ebenso wie 
das nationale CO2-Preissystem einen CO2-
Preis auf fossile Brennstoffe im Straßenver-
kehrs- und Gebäudesektor einführt, ab 
2027 EU-weit startet148. Denkbar ist zum ei-
nen, dass das nationale CO2-Preissystem 
parallel zum Emissionshandelssystem 2 be-
stehen bleibt und damit weiterhin Einnah-
men aus dem nationalen CO2-Preissystem 
generiert werden. Diese Einnahmen müss-
ten mit Blick auf die strengen Vorgaben zur 
Einnahmenverwendung in der Emissions-
handelsrichtlinie getrennt voneinander ver-
waltet werden. Es ist aber auch vorstellbar, 
dass das Emissionshandelssystem 2 das na-
tionale CO2-Preissystem vollständig erset-
zen wird. Dann müsste sich die Verwen-
dung aller Einnahmen aus diesem Emissi-
onshandelssystem nach den Vorgaben in 
Art. 30d Abs 6 EHS-RL messen lassen. Es 
bleibt abzuwarten, für welche Variante sich 
die Bundesregierung entscheiden wird149.  

V. Ergebnis

Die Finanzierung eines nationalen Klima-
geldes aus den Einnahmen des Emissions-
handels richtet sich nach Art. 10 Abs. 3 
UAbs. 1 EHS-RL. In Betracht kommen hier-
für sowohl die Zweckvorgabe „Finanzierung 
der nationalen Klimadividendensysteme 
mit nachgewiesenen positiven Umweltaus-
wirkungen“ (lit. hb) als auch die Zweckvor-
gabe „Finanzielle Unterstützung, um sozi-
ale Aspekte in Haushalten mit niedrigen 
und mittleren Einkommen anzugehen“ 
(lit. ha). 

Das Vorhandensein einer expliziten Rege-
lung zur Finanzierung von „Klimadividen-
densystemen“ wirft die Frage einer Sperr-
wirkung hinsichtlich der Anwendbarkeit 
des Einnahmenverwendungszwecks „finan-
zielle Unterstützung von Haushalten“ auf. 
Es sprechen gewichtige Gründe dafür, dass 
der EU-Gesetzgeber für den Fall der Finan-
zierung von Systemen zur Rückverteilung 
der Einnahmen aus dem Emissionshandel 

148 Im Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf ei-
nes Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes-Kli-
maschutzgesetzes“ heißt es in Art. 1 Nr. 5 lit. g), dass § 4 
Abs. 6 Klimaschutzgesetz wie folgt neu gefasst werden 
soll: „Die Bundesregierung hat bis Ende des Jahres 
2024 einen Bericht mit einem Vorschlag für den Über-
gang vom nationalen zum europäischen Brennstof-
femissionshandel vorzulegen.“, BT-Drs. 20/8290, S. 9. 

an die Bevölkerung mit der Zweckvorgabe 
„Finanzierung der nationalen Klimadividen-
densysteme“ eine spezielle Vorschrift ge-
schaffen hat, deren Voraussetzungen nicht 
durch einen Rückgriff auf den Verwen-
dungszweck „finanzielle Unterstützung von 
Haushalten“ umgangen werden darf. 

Man könnte die beiden Vorschriften jedoch 
auch so lesen, dass Maßnahmen, die primär 
auf die soziale Kompensation der Folgen 
der CO2-Bepreisung abzielen, unter der 
Zweckvorgabe „finanzielle Unterstützung 
von Haushalten“ finanziert werden können. 
Demgegenüber sollen Maßnahmen zur fi-
nanziellen Unterstützung von Haushalten, 
die einen Beitrag zum Umweltschutz leis-
ten, unter der Zweckvorgabe „Finanzierung 
der nationalen Klimadividendensysteme“ 
aus den Einnahmen des Emissionshandels 
finanzierbar sein. Hier stellt sich jedoch die 
Frage, warum der EU-Gesetzgeber explizit 
das Instrument „Klimadividendensystem“ 
für diese Art der finanziellen Unterstützung 
benennt und nicht ebenso wie in Buch-
stabe ha schlicht von finanzieller Unterstüt-
zung von Haushalten spricht. Auch wenn 
die besseren Argumente eher für die An-
nahme eines Spezialitätsverhältnisses spre-
chen und damit für die Einschränkung, 
dass nur Klimadividendensysteme mit 
nachweisbaren positiven Umweltwirkun-
gen aus den Einnahmen des Emissionshan-
dels finanziert werden könnten, wäre dieses 
Ergebnis nur schwer mit der ebenfalls von 
der Emissionshandelsrichtlinie bezweckten 
sozialen Dimension in Einklang zu bringen. 
Es erscheint jedenfalls nicht einleuchtend, 
weshalb ein auf die soziale Abfederung der 
CO2-Bepreisung ausgerichtetes Klimageld 
nicht aus den Einnahmen des Emissions-
handels finanzierbar sein soll, obwohl der 
Sinn des Verwendungszwecks „Finanzielle 
Unterstützung von Haushalten“ (lit. ha) ge-
nau in diese Richtung weist.  

Möglich wäre schließlich die Finanzierung 
einer Art Klimageld aus den Mittelzuwei-
sungen des Klima-Sozialfonds. Allerdings 
sind dabei die sehr restriktiven 

149 Nach § 4 Abs. 6 Klimaschutzgesetz-Entwurf vom 
11.09.2023 (BT-Drs. 20/82/90) legt die Bundesregierung 
bis Ende des Jahres 2024 einen Bericht mit einem Vor-
schlag für den Übergang vom nationalen zum europäi-
schen Brennstoffemissionshandel vor. 
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Voraussetzungen für direkte Einkommens-
beihilfen gemäß Art. 8 Abs. 2 KSF-VO zu be-
achten, insbesondere hinsichtlich des Krei-
ses der Empfängerinnen und Empfänger 
sowie der notwendigen zeitlichen Befristung 
und der ab-nehmenden Auszahlungshöhe. 
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I. Vorgaben zur
Einnahmenverwendung im
Emissionshandel

1. Allgemeine Bewertung der neuen
Vorgaben zur Einnahmenverwendung

Mit der Reform der Emissionshandelsricht-
linie im Rahmen des Fit for 55-Pakets ha-
ben sich die Anforderungen an die Verwen-
dung der Versteigerungserlöse aus dem 
Emissionshandelssystem durch die EU-Mit-
gliedstaaten bedeutend verschärft. Anders 
als bisher besteht nunmehr eine echte 
Rechtspflicht zur Verwendung aller Einnah-
men aus dem Emissionshandelssystem 1, 
und künftig auch aus dem Emissionshan-
delssystem 2, für die in Art. 10 Abs. 3 und 
Art. 30d Abs. 6 der Emissionshandelsrichtli-
nie genannten Zwecke. Die Zweckvorgaben 
beziehen sich zum Großteil auf Bereiche, 
die durch den Emissionshandel betroffen 
sind. Sie lassen sich grob in drei Bereiche 
einteilen:  

▶ Klimaschutzmaßnahmen inkl. Anpassung
an den Klimawandel,

▶ Förderung der Entwicklung erneuerbarer
Energien und von Stromnetzen sowie
von Energieeffizienz und

▶ soziale Maßnahmen.

Der Zweckbestimmungskatalog für die Ver-
wendung der Einnahmen aus dem Emissi-
onshandelssystem 1 in Art. 10 Abs. 3 EHS-RL 
wurde im Rahmen der Reform erweitert 
und ergänzt. Positiv hervorzuheben ist da-
bei die Erweiterung des Anwendungsbe-
reichs des Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. h) 
EHS-RL auf Gebäuderenovierungen, insbe-
sondere vor dem Hintergrund der ebenfalls 
im Rahmen des Fit for 55-Pakets erfolgen-
den Verschärfung der Gebäudeeffizienz-

150 Vgl. zum Vorschlag der Kommission: COM(2021) 802 
final vom 15. Dezember 2021, Vorschlag für eine Richtli-
nie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizi-
enz von Gebäuden (Neufassung); vgl. zur mittlerweile 
erfolgten politischen Einigung im informellen Trilog: 

Richtlinie150. Auch ist zu begrüßen, dass die 
finanzielle Unterstützung von Haushalten 
mit niedrigen und mittleren Einkommen in 
Art. 10 Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL eine 
prominentere Stellung erhalten hat151. Zu-
gleich ist mit Blick auf diese Vorschrift kri-
tisch anzumerken, dass der europäische 
Gesetzgeber durch die explizite Nennung 
beispielhafter Maßnahmen für ebendiese fi-
nanzielle Unterstützung von Haushalten 
(Senkung von Steuern, Abgaben und Ge-
bühren) Unsicherheit darüber geschaffen 
hat, ob auch anders gelagerte finanzielle 
Unterstützungsmaßnahmen unter die 
Zweckvorgabe gefasst werden können. Da 
der Wortlaut der Richtlinienbestimmung 
hier von „unter anderem“-zulässigen Maß-
nahmen spricht, ist jedoch davon auszuge-
hen, dass auch andere als die explizit auf-
geführten Unterstützungsinstrumente aus 
den Einnahmen aus dem Emissionshan-
delssystem finanzierbar sind.  

Der für die Einnahmenverwendung im 
Emissionshandelssystem 2 maßgebliche 
Art. 30d Abs. 6 EHS-RL verweist zum einen 
auf die Gesamtheit der Zweckvorgaben, die 
für das Emissionshandelssystem 1 gelten. 
Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die 
Mitgliedstaaten bei der Verwendung der 
Emissionshandelssystem 2-Einnahmen für 
Zwecke nach Art. 10 Abs. 3 EHS-RL soziale 
Aspekte im Zusammenhang mit der Ein-
führung des Emissionshandelssystems 2 
berücksichtigen müssen. Unklar bleibt je-
doch, was genau damit gemeint ist, wenn 
es in Art. 30d Abs. 6 UAbs. 1 S. 2 EHS-RL 
heißt, dass im Zusammenhang mit der Ein-
nahmenverwendung aus dem Emissions-
handelssystem 2 Tätigkeiten zur Bewälti-
gung sozialer Aspekte dieses Emissions-
handelssystems Vorrang einzuräumen ist. 
Naheliegend ist jedenfalls eine Auslegung, 
nach der die Mitgliedstaaten dazu angehal-
ten sind, bei der Verwendung der Einnah-
men aus dem Emissionshandelssystem 2 
auch solche Maßnahmen und Investitionen 

Kommission, Pressemitteilung vom 7.12.2023: 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/de-
tail/de/ip_23_6423. 
151 Bisher war dieser Einnahmenverwendungszweck im 
zweiten Halbsatz des Buchstaben h) geregelt.  

D. Bewertung und Ausblick

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6423
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_6423
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in den Blick zu nehmen, die geeignet sind, 
soziale Aspekte der Ausweitung des Emissi-
onshandelssystems auf die Sektoren Ge-
bäude und Straßenverkehr zu adressieren.  

Darüber hinaus definiert Art. 30d Abs. 6 
UAbs. 1 EHS-RL neue, spezifisch auf das 
Emissionshandelssystem 2 zugeschnittene 
Zweckvorgaben, die insbesondere der De-
karbonisierung der Wärme- und Kältever-
sorgung im Gebäudesektor sowie der Un-
terstützung einer umfassenden Dekarboni-
sierung des Verkehrssektors dienen.  

Mit Blick auf die sozialen Auswirkungen der 
Einführung des Emissionshandelssystems 2 
für die Sektoren Gebäude und Straßenver-
kehr ist die Ausrichtung der Einnahmen-
verwendungszwecke grundsätzlich zu be-
grüßen. Es erscheint folgerichtig die Ein-
nahmen hieraus primär in den Bereichen 
einzusetzen, die zur Dekarbonisierung 
ebendieser Sektoren und zur sozialen Abfe-
derung beitragen.  

Kritisch ist hier jedoch anzumerken, dass 
aufgrund der unklaren Formulierung in 
Art. 30d Abs. 6 UAbs. 1 S. 2 Hs. 1 EHS-RL, der 
auf die Möglichkeit der Verwendung der 
Einnahmen aus dem Emissionshandelssys-
tem 2 wie im Rahmen des Emissionshan-
delssystems 1 verweist, nicht sichergestellt 
ist, dass die Gelder tatsächlich größtenteils 
für Maßnahmen und Investitionen in den 
vom Emissionshandelssystem 2 betroffe-
nen Sektoren eingesetzt werden. Allein die 
Vorgabe, dass bei der Verwendung der Gel-
der nach den Vorgaben des Art. 10 Abs. 3 
EHS-RL solchen Maßnahmen, die zur Be-
wältigung sozialer Aspekte im Zusammen-
hang mit der Einführung des Emissions-
handelssystems 2 dienen sollen, Vorrang 
einzuräumen ist, kann nicht ausreichen, 
um tatsächlich eine zielgerichtete Einnah-
menverwendung in diesem Sinne sicherzu-
stellen. Auch steht es den Mitgliedstaaten 
frei, ob sie die Gelder vollständig für die für 
das Emissionshandelssystem 1 vorgesehe-
nen, oder aber für einen oder mehrere der 
spezifischen Emissionshandelssystem 2-
Zwecke verwenden. Es kann mithin auch 
zu der Situation kommen, dass alle Einnah-
men aus dem Emissionshandelssystem 2 in 
Bereiche fließen, die in keinem Zusammen-
hang mit den Auswirkungen des 

152 Art. 10 Abs. 3 UAbs. 4 und 5 EHS-RL i.V.m. Art. 19 
Abs. 2 Gov-VO. 

Emissionshandelssystems 2 stehen. Hier 
hätte der europäische Gesetzgeber eine 
Regelung treffen können, dass zumindest 
ein Teil der Einnahmen aus dem Emissions-
handelssystem 2 zur Dekarbonisierung des 
Straßenverkehrs- und Gebäudesektors oder 
zur sozialen Abfederung der Folgen dieses 
Emissionshandels verwendet werden muss. 

Verpasst wurde außerdem die Chance, im 
Rahmen der Emissionshandelsreform ne-
ben der Verschärfung der Anforderungen 
an die Einnahmenverwendung auch die 
Bestimmungen zur Sicherstellung der 
zweckentsprechenden Verwendung der 
Einnahmen aus dem Emissionshandel zu 
überarbeiten. Die Gewährleistung der ord-
nungsgemäßen Einnahmenverwendung 
erfolgt durch die EU-Kommission im Rah-
men des Monitorings der von den Mitglied-
staaten eingereichten Berichte152. Diese Re-
gelung ist in zweierlei Hinsicht zu kritisie-
ren: Zum einen erfolgt die Überprüfung 
erst im Nachgang zur Einnahmenverwen-
dung durch die Mitgliedstaaten. Es besteht 
hingegen keine Möglichkeit für die EU-
Kommission, frühzeitig auf eine unzuläs-
sige Mittelverwendung durch die Mitglied-
staaten zu reagieren. Zum anderen finden 
sich keine Vorgaben dazu, wie genau die 
Bewertung der Berichte gemäß Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 5 EHS-RL aussieht. Es ist somit 
unklar, wie der Monitoringprozess durch 
die EU-Kommission abläuft und ob es ab-
seits der Eröffnung eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens nach Art. 258 AEUV Mög-
lichkeiten der Intervention durch die EU-
Kommission geben kann. Die angekündig-
ten Reform der Governance-Verordnung 
sollte hier zum Anlass genommen werden, 
eine entsprechende Klarstellung in der 
Emissionshandelsrichtlinie vorzunehmen. 

2. Zulässigkeit der Finanzierung eines
Klimageldes aus den Einnahmen aus
dem Emissionshandel unklar

Für die Finanzierung eines nationalen Kli-
mageldes aus den Einnahmen des Emissi-
onshandels kommt es maßgeblich auf die 
Vorgaben zur Verwendung der Einnahmen 
aus dem Emissionshandelssystem 1 (Art. 10 
Abs. 3 EHS-RL) an, auf die der für das 
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Emissionshandelssystem 2 maßgebliche 
Art. 30d Abs. 6 EHS-RL vollumfänglich ver-
weist.  

Die überarbeitete Emissionshandelsrichtli-
nie enthält dort nunmehr in Art. 10 Abs. 3 
UAbs. 1 S. 2 lit. hb eine gänzlich neue Ein-
nahmenverwendungsvorgabe, die die „Fi-
nanzierung nationaler Klimadividendensys-
teme mit nachgewiesenen positiven Um-
weltauswirkungen“ regelt. Trotz fehlender 
Anhaltspunkte in der Änderungsrichtlinie 153 
selbst und in den begleitenden Gesetzge-
bungsmaterialien, was der europäische Ge-
setzgeber unter dem Begriff des Klimadivi-
dendensystems versteht, ist in Anlehnung 
an zahlreiche Publikationen im europäi-
schen und internationalen Raum davon 
auszugehen, dass hiermit ein Ausgleichs-
mechanismus zur Rückerstattung der Ein-
nahmen aus der CO2-Bepreisung an die Be-
völkerung gemeint ist. Diese neue Einnah-
menverwendungsvorgabe setzt jedoch vo-
raus, dass ein solches Klimadividendensys-
tem nachweisbare positive Umweltauswir-
kungen mit sich bringt. Das dürfte bei ei-
nem Klimageldkonzept, das keine Vorga-
ben an die Verwendung dieser Klimageld-
zahlung durch die Bürgerinnen und Bürger 
macht und auch nicht an ein bestimmtes 
Verhalten der Zahlungsempfängerinnen 
und -empfänger anknüpft, in der Regel 
nicht gegeben sein. Ob allein eine mögli-
che Akzeptanzsteigerung für Klimaschutz-
maßnahmen, die mit einem Klimageld ein-
hergehen könnte, mithin eine etwaige mit-
telbare positive Auswirkung auf die Um-
welt, ausreicht, ist nach der Emissionshan-
delsrichtlinie unklar.  

Ein Klimageld, das in erster Linie auf die so-
ziale Abfederung der Auswirkungen der 
CO2-Bepreisung abzielt, könnte zwar 
grundsätzlich auch unter die Zweckvor-
gabe „finanzielle Unterstützung, um soziale 
Aspekte in Haushalten mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen anzugehen“ (Art. 10 
Abs. 3 UAbs. 1 S. 2 lit. ha EHS-RL) gefasst 
werden. Allerdings stellt sich dann die 
Frage, ob diese Zweckvorgabe überhaupt 
für Klimadividendensysteme anwendbar 
ist. Ein Rückgriff auf den Verwendungs-
zweck „Finanzielle Unterstützung von 

153 Richtlinie (EU) 2023/959 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Änderung 
der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Han-
del mit Treibhausgasemissionen in der Union und des 
Beschlusses (EU) 2015/1814 über die Einrichtung und 

Haushalten“ scheint vor dem Hintergrund 
einer expliziten Regelung des Instruments 
„Klimadividendensystem“ in Art 10 Abs. 3 
UAbs. 1 S. 2 lit. hb EHS-RL zumindest nicht 
ganz unproblematisch. Die Mitgliedstaaten 
könnten nämlich die Anforderung der posi-
tiven Umweltauswirkungen eines solchen 
Klimadividendensystems schlicht umge-
hen. Andererseits zielen der bereits existie-
rende Klimabonus in Österreich und die ak-
tuell in Deutschland diskutierten Varianten 
für ein Klimageld, die dem europäischen 
Gesetzgeber bei der Einführung der neuen 
Zweckvorgabe „Klimadividendensysteme“ 
vor Augen gestanden haben dürften, ge-
rade nicht auf positive Umweltauswirkun-
gen, sondern vielmehr auf eine soziale 
Kompensation ab. Diese beiden Klimadivi-
dendensysteme (Klimabonus und Klima-
geld) wären nach diesem strengen Ver-
ständnis eines Spezialitätsverhältnisses der 
beiden Einnahmenverwendungsvorgaben 
dann nicht aus den Einnahmen des Emissi-
onshandels finanzierbar, es sei denn sie 
würden um einen umweltschützenden As-
pekt erweitert. Daher ist auch ein Verständ-
nis der beiden Einnahmenverwendungs-
zwecke denkbar, wonach die Mitgliedstaa-
ten solche Systeme zur Rückverteilung der 
Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an die 
Bevölkerung, die primär auf eine soziale 
Abfederung abzielen, unter die Zweckvor-
gabe “Finanzielle Unterstützung von Haus-
halten“ (lit. ha) fassen können. Hingegen 
können solche Systeme, die primär auf die 
Herbeiführung positiver Umweltauswirkun-
gen ausgerichtet sind, nun unter die 
Zweckvorgabe “Klimadividendensysteme“ 
(lit. hb) subsumiert werden.  

Für beide Auslegungsvarianten lassen sich 
wie oben dargestellt valide Argumente und 
Gegenargumente ins Feld führen. Um 
Rechtsklarheit zu schaffen, sollte die EU-
Kommission hier ihr Verständnis, das sie 
der Prüfung der ordnungsgemäßen Mittel-
verwendung nach Art. 10 Abs. 3 UAbs. 4 
und 5 EHS-RL zugrunde legt, darlegen. Im 
Zweifelsfall entscheidet schlussendlich aber 
der EuGH über die verbindliche Auslegung 
der Bestimmungen in der Emissionshan-
delsrichtline. 

Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das Sys-
tem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifi-
katen in der Union, ABl. EU Nr. L 130 v. 16.05.2023, S. 134. 
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II. Vorgaben zur
Einnahmenverwendung in der
Klima-Sozialfonds-Verordnung

1. Allgemeine Bewertung der Vorgaben
aus der Klima-Sozialfonds-Verordnung

Die neue Klima-Sozialfonds-Verordnung 
stellt in Art. 8 KSF-VO sehr detaillierte An-
forderungen an die Verwendung der Mittel-
zuweisungen durch die Mitgliedstaaten. Da 
der Klima-Sozialfonds insbesondere zur Ab-
federung sozialer Auswirkungen des Emis-
sionshandelssystems 2 auf die Bürgerinnen 
und Bürger dient, sollen die Mittel auch pri-
mär dazu genutzt werden, besonders be-
nachteiligte Personengruppen durch ge-
zielte, auf strukturelle Veränderungen ab-
zielende Maßnahmen und Investitionen zu 
unterstützen und, im Idealfall, aus der Ener-
giearmut herauszuheben.  

Die Ausrichtung der Einnahmenverwen-
dungsvorgaben zur Unterstützung eben-
dieser benachteiligte Personengruppen er-
scheint vor dem Hintergrund, dass der 
Klima-Sozialfonds als Begleitinstrument 
zum Emissionshandelssystem 2 die sozialen 
Auswirkungen der CO2-Bepreisung in den 
Bereichen Gebäude und Straßenverkehr 
abfedern soll, richtig. Angesichts des be-
grenzten Volumens des Fonds ist es auch 
zu begrüßen, den Adressatenkreis der un-
terstützungsberechtigten Personen klein 
zu halten und hier v. a. auf spezifische sozi-
ale Maßnahmen zu setzen.  

Zur Gewährleistung der korrekten Verwen-
dung der Mittelzuweisungen aus dem 
Klima-Sozialfonds regelt die Klima-Sozial-
fonds-Verordnung ein aufwändiges Verfah-
ren mit verschiedenen Kontroll- und Über-
prüfungsmechanismen. Dieses müssen die 
Mitgliedstaaten durchlaufen, um an die 
Gelder zu kommen. Insbesondere müssen 
die Mitgliedstaaten einen konkreten Maß-
nahmen- und Investitionsplan, den soge-
nannten Klima-Sozialplan aufstellen, in 
dem sie genau darlegen, für welche der in 
Art. 8 KSF-VO genannten Zwecke die Mit-
telzuweisungen verwendet werden sollen. 

154 Vgl. Art. 20 Abs. 1 KSF-VO. 
155 Vgl. Art. 24 KSF-VO. 
156 Siehe hierzu auch Harder/Scheuing, Finanzflüsse der 
CO2-Bepreisung – Die geplante Verwendung der 

Die Zahlung der Mittelzuweisungen an den 
Mitgliedstaat erfolgt zudem erst auf Antrag 
und nach dem Erreichen der zwischen der 
EU-Kommission und dem jeweiligen Mit-
gliedstaat vereinbarten Etappenziele und 
Zielvorgaben154. Zudem besteht eine umfas-
sende Berichtspflicht hinsichtlich der Fort-
schritte bei der Durchführung des Klima-
Sozialplans155. Durch diesen engen Abstim-
mungs- und Überprüfungsmechanismus 
bereits vor Auszahlung der Klima-Sozial-
fondsmittel, aber auch im Anschluss daran, 
kann die Verwendung der Gelder für die in 
der Klima-Sozialfonds-Verordnung festge-
legten Zwecke sichergestellt werden. Aller-
dings produziert dieser Compliance-Me-
chanismus einen nicht unerheblichen Ver-
waltungsaufwand für die Mitgliedstaaten, 
um überhaupt an die Gelder aus dem 
Klima-Sozialfonds zu gelangen.  

Bei der Ausgestaltung der Prüfmechanis-
men lehnt sich die EU-Kommission an die 
Strukturen der Governance-Verordnung an. 
Es bleibt jedoch unklar, warum sie diese 
Berichtspflichten nicht in ebendiesem 
zentralen Rechtsakt für die Governance der 
Klima- und Energiepolitik der EU regelt. 
Eine entsprechende Änderung der Gover-
nance-Verordnung zur Integration der Be-
richtspflichten aus der Klima-Sozialfonds-
Verordnung ist insofern empfehlenswert 156.  

2. Eingeschränkte Möglichkeit zur
Finanzierung eines nationalen
Klimageldes

Die Mittelzuweisungen aus dem Klima-So-
zialfonds können gem. Art. 8 Abs. 2 KSF-VO 
zur Finanzierung eines Klimageldes ver-
wendet werden, allerdings nicht für solche 
Konzepte, wie sie aktuell in Deutschland 
diskutiert werden.  

Insbesondere können die Mittel aus dem 
Klima-Sozialfonds gemäß Art. 8 Abs. 2 KSF-
VO nur zur Unterstützung von benachtei-
ligten Haushalten und benachteiligten Ver-
kehrsnutzerinnen und nutzern, sowie nur 
zeitlich-befristet und über die Zeit in ihrem 
Auszahlungsbetrag abnehmend als direkte 
Einkommensbeihilfe gezahlt werden. Ein 

Einnahmen aus EU-Emissionshandel 1 und 2 durch die 
Mitgliedstaaten und im Rahmen des EU-Klima-Sozial-
fonds, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht 
Nr. 55. 
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Klimageld, das in seiner Höhe an die stei-
genden CO2-Kosten angepasst und grund-
sätzlich so lange bestehen soll, wie die Bür-
gerinnen und Bürger der CO2-Bepreisung 
ausgesetzt sind, wäre damit nicht kompa-
tibel. Zu beachten ist zudem die Deckelung 
der Gesamtkosten, die für ein solches Klima-
geld aus dem Klima-Sozialfonds bereitge-
stellt werden dürften und die nicht mehr als 
37,5 Prozent der Gesamtkosten des deut-
schen Klima-Sozialplans betragen dürften.  

Diese Einschränkungen sind mit Blick auf die 
Intention des EU-Gesetzgebers hinter der 
Ermöglichung direkter Einkommens-
beihilfen aus den Mittelzuweisungen des 
Klima-Sozialfonds nachvollziehbar. Die di-
rekten Einkommensbeihilfen sollen nämlich 
in erster Linie dafür genutzt werden, eine 
kurzfristige Erleichterung für die Haus-halte, 
die von Energiearmut betroffen sind, zu 
ermöglichen, bis die primär aus dem Klima-
Sozialfonds zu fördernden struktu-relle 
Maßnahmen ihre Wirkung entfalten können.  

III. Ausblick

Schon heute gelten die neuen Vorgaben zur 
Verwendung der Einnahmen aus dem 
europäischen Emissionshandelssystem. 
Diese ermöglichen die Finanzierung eines 
breiten Spektrums von Maßnahmen und 
Investitionen, wobei die Mitgliedstaaten ein 
erheblicher Auswahl- und Gestaltungsspiel-
raum haben. Eine wesentliche Neuerung ist, 
dass alle, seit Inkrafttreten157 der refor-
mierten Emissionshandelsrichtlinie erzielten 
Einnahmen, für die in der Richtlinie ge-
nannten klimaschutz-, energiewendebezo-
genen und sozialen Ausgabenzwecke ge-
nutzt werden müssen („earmarking“). Dies ist 
gerade vor dem Hintergrund der 

157 Gem. Art. 5 der Richtlinie (EU) 2023/959 treten die 
Änderungen an der Emissionshandelsrichtlinie am 
zwanzigsten Tag nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union, mithin am 5. Juni 2023 in 
Kraft. 
158 RedaktionsNetzwerk Deutschland, Sozialverband 
VdK fordert Klimageld: „Menschen mit kleinem Geld-
beutel nicht übermäßig belasten“, 14.12.2023: 
https://www.rnd.de/politik/co2-preis-erhoehung-sozial-
verband-vdk-fordert-klimageld-
PECVVR76F5GBHI6AWSVCOFNAUE.html; SPIEGEL, 
Göring-Eckardt will Superreiche für Klimageld zur 
Kasse bitten, 19.12.2023: https://www.spiegel.de/poli-
tik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-

begrenzten fiskalischen Spielräume in den 
Mitgliedstaaten von besonderer Bedeu-
tung. Die Reform stellt somit sicher, dass 
bedeutende Volumina an Finanzmitteln für 
den Klimaschutz und die Energiewende be-
reitstehen – und nicht für andere Zwecke 
verwendet werden dürfen.  

Die Debatte zur Einführung eines Klimagel-
des in Deutschland hat nach der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts zum 
Klima- und Transformationsfonds und der 
daran anknüpfenden Debatte um den Bun-
deshaushalt 2023 und 2024 erneut an Fahrt 
gewonnen. Von verschiedenen Seiten sind 
politische Forderungen zu vernehmen, die 
auf eine rasche Einführung drängen158. Dies 
sei insbesondere vor dem Hintergrund des 
ab 1. Januar 2024 auf 45 Euro pro Tonne 
CO2 ansteigenden BEHG-Preises angezeigt. 

Unklar ist in dieser Debatte jedoch noch 
immer, ob die Bundesregierung angesichts 
der veränderten Haushaltslage noch an ih-
rem Versprechen aus dem Koalitionsver-
trag zur Einführung eines sozialen Kom-
pensationsmechanismus („Klimageld“) fest-
hält und wenn ja, welches Klimageldkon-
zept diskutiert wird: die Pro-Kopf-Pau-
schale, das sozial gestaffelte Klimageld 
oder doch noch mal ein gänzlich neues 
Konzept? Sofern man ein Klimageld – so 
wie aktuell diskutiert – auch perspektivisch 
aus den Einnahmen des nationalen CO2-
Preissystems nach dem Brennstoffemissi-
onshandelsgesetz finanziert, spielen die 
strengen Vorgaben aus der Emissionshan-
delsrichtlinie und die dargestellten rechtli-
chen Unsicherheiten keine Rolle. 

Im aktuellen Wirtschaftsplan des Klima- 
und Transformationsfonds für den Zeit-
raum bis 2027 ist das Klimageld jedenfalls 

eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bit-
ten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56; Süd-
deutsche Zeitung, Wo bitte bleibt das Klimageld?, 
18.12.2023: https://www.sueddeutsche.de/wirt-
schaft/bundeshaushalt-klimageld-veronika-grimm-
1.6321295?reduced=true; Tagesspiegel Background, 
„Klimaschutz braucht Klimageld“, 18.12.2023: 
https://background.tagesspiegel.de/energie-klima/kli-
maschutz-braucht-klimageld; RedaktionsNetzwerk 
Deutschland, SPD-Chefin Esken will an Einführung ei-
nes Klimageldes festhalten, 19.12.2023: 
https://www.rnd.de/politik/klimageld-spd-chefin-es-
ken-will-an-einfuehrung-festhalten-
UA7FGN6VGJPA3AVJELNHS6QBNQ.html.  

https://www.rnd.de/politik/co2-preis-erhoehung-sozialverband-vdk-fordert-klimageld-PECVVR76F5GBHI6AWSVCOFNAUE.html
https://www.rnd.de/politik/co2-preis-erhoehung-sozialverband-vdk-fordert-klimageld-PECVVR76F5GBHI6AWSVCOFNAUE.html
https://www.rnd.de/politik/co2-preis-erhoehung-sozialverband-vdk-fordert-klimageld-PECVVR76F5GBHI6AWSVCOFNAUE.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundeshaushalt-klimageld-veronika-grimm-1.6321295?reduced=true
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundeshaushalt-klimageld-veronika-grimm-1.6321295?reduced=true
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/bundeshaushalt-klimageld-veronika-grimm-1.6321295?reduced=true
https://background.tagesspiegel.de/energie-klima/klimaschutz-braucht-klimageld
https://background.tagesspiegel.de/energie-klima/klimaschutz-braucht-klimageld
https://www.rnd.de/politik/klimageld-spd-chefin-esken-will-an-einfuehrung-festhalten-UA7FGN6VGJPA3AVJELNHS6QBNQ.html
https://www.rnd.de/politik/klimageld-spd-chefin-esken-will-an-einfuehrung-festhalten-UA7FGN6VGJPA3AVJELNHS6QBNQ.html
https://www.rnd.de/politik/klimageld-spd-chefin-esken-will-an-einfuehrung-festhalten-UA7FGN6VGJPA3AVJELNHS6QBNQ.html
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bislang nicht vorgesehen159. Teilweise wer-
den Forderungen nach neuen Finanzie-
rungsquellen für das Klimageld laut 160. Es 
ist daher zunächst zu entscheiden, wie ein 
Klimageld im Hinblick auf einen möglichen 
Übergang des nationalen CO2-Preissystems 
in das Emissionshandelssystem 2 im Jahr 
2027 sowie angesichts der restriktiven Vor-
gaben aus der Emissionshandelsrichtlinie 
und der Klima-Sozialfonds-Verordnung zu 
finanzieren ist.  

Es bleibt somit abzuwarten, ob und wenn 
ja, wann und in welcher Form die Bundes-
regierung ein Klimageld einführen wird. 

159 Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 2023 (Haushaltsgesetz 
2023) vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2485); Bundes-
haushaltsplan 2023, Einzelplan 60 Allgemeine Finanz-
verwaltung, 6002 Allgemeine Bewilligungen, Anlage 3 
Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds 
(6092). 

160 So die Grünen-Politikerin Katrin Göring-Eckardt im 
Interview mit der Nachrichtenagentur dpa vom 
19.12.22023, vgl. https://www.spiegel.de/politik/deutsch-
land/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-super-
reiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-
aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56.  

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/haushaltsstreit-katrin-goering-eckardt-will-superreiche-fuer-klimageld-zur-kasse-bitten-a-9c529044-aa86-4982-bd69-f3fe98dcee56
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